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S6

Beschluss
Mit Änderungen Angenommen

Psychische Gesundheit als gesellschatliches Problem sehen

Die psychische Gesundheit ist in den letzten Jahren, nicht erst seit Corona, zunehmend in die Aumerk-

samkeit der Öentlichkeit geraten. Basierend au epidemiologischen Studien sind in Deutschland jedes

Jahr 27,8 % der erwachsenen Bevölkerung von einer psychischen Erkrankung betroen. Dies entspricht

17,8 Millionen Menschen. Diese hohen Fallzahlen stoßen au ein völlig unternanziertes psychisches

Gesundheitssystem.Wir benötigen daher eine umassende Reorm im Bereich der psychiatrischen und

psychotherapeutischen Versorgung, die sich den veränderten gesellschatlichen Anorderungen und

Realitäten stellt.

Wir Jusos sehen die psychische Gesundheit jedoch nicht nur als individuelles Problem an, dass eine ad-

äquate Behandlung benötigt, oder als ein Problem des Gesundheitssystems, sondern auch als gesell-

schatliches Problem.

Psychische Krankheit ndet immer im gesellschatlichen Kontext statt. Zum einen verändert sich, was

im Laue der Zeit von der Gesellschat als krank angesehenwird. Dabei dient das Label der (psychischen)

Krankheit auch ot dazu, Menschen zu stigmatisieren und aus der Gesellschat auszugrenzen. Zum an-

deren können steigende Fallzahlen psychischer Krankheiten als Hinweis darau gesehenwerden, dass in

vielen Gesellschatsbereichen Dinge nicht gut unktionieren. Das ängt an bei einer chronisch überlas-

teten Jugendhile, einem Fachkrätemangel in vielen sozialen Beruen und ot einer Unternanzierung

in den Bereichen, in denen Menschen geholen werden kann.

Wir denken auch, dass psychische Krankheiten immer noch stigmatisiert werden und so eine gesell-

schatliche Hürde augebaut wird sich in Behandlung zu begeben. Dies ängt in unserer Sprache un-

seren Umgang an, die Menschen psychische Krankheiten ot als Beleidigung ansieht (“Dachschaden”,

“gestört”) und hört damit au, dass es bei Versicherungen und bei der Verbeamtung teilweise als Aus-

schlusskriterium augeührt wird. Unser Ziel ist es, diese Stigmata abzubauen. Wir nden es wichtig

möglichst niedrige Hürden ür die Behandlung von psychischen Problemen auzubauen.

Unsere Analyse als Jusos geht jedochweiter.Wir sind der Überzeugung, dass psychische Krankheit auch

etwas mit dem gesellschatlichen Klima, Kapitalismus und sozialer Ungleichheit zu tun hat. Wir leben

in einer Gesellschat in der es schwer ist sich der neoliberalen Erzählung zu entziehen, dass man selbst

ür sein Glück verantwortlich ist. Diese Erzählung ördert und ordert eine ständige Selbstoptimierung

und Anstrengung. Der gesellschatliche Imperativ erstreckt sich dabei au ast alle Lebensbereiche. Wir

“müssen” t, gesund, ein anregendes Sozialleben haben und gleichzeitig beruich Erolg haben umuns

zu distinguieren. Diese Anstrengung ührt in vielen Fällen zu einem “erschöpten Selbst” und zu Über-

orderung. Gleichzeitig realisieren immer mehr Menschen, dass eine sich tie in der Gesellschat veran-

kerte ökonomische Ungleichheit gesellschatlichen Austieg unmöglich macht und gerade individuelle
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Verantwortung ür ökonomischen Erolg verhindert. Diese klaende Lücke zwischen gesellschatlicher

Realität undwahrgenommenem gesellschatlichem Anspruch ist schwer ür die betroenenMenschen

auszuhalten. Er kann dazu ühren, dass Menschen vereinzeln, sich als isoliert wahrnehmen und sich

selbst die Schuld ür ihre Situation geben, obwohl diese durch gesellschatliche Problemeausgelöstwer-

den.

Darüber hinaus erzeugt die große ökonomische Ungleichheit des Kapitalismus auch eine ungleiche Ge-

sundheit beiMenschen. Armut ist ein starker Risikoaktoren ür das Erkranken an psychischen Krankhei-

ten.Menschen die vonArmut betroen sind, habenweniger Ressourcen sich gegen Risiken abzusichern,

sind im Alltag täglich Stress ausgesetzt und haben (im Durchschnitt) weniger Möglichkeiten zur gesell-

schatlichen Teilhabe. Dieser chronische Stress hat ot eine atale Auswirkung au die psychische und

körperliche Gesundheit, da er quasi eine ständige Überbelastung darstellt. Wir Jusos machen die ex-

treme ökonomische Ungleichheit des Kapitalismus mitverantwortlich ür die Probleme im Bereich der

psychischen Gesundheit.

Deshalb ist ür uns Jusos die Antwort au die Krise der psychischen Gesundheit nicht nur “mehr Psycho-

therapie”, sondern immer wieder auch eine Auseinandersetzung, sowohl mit der Verteilungsgerechtig-

keit, den Arbeits- und Betreuungsbedingungen, der Finanzierung und Ausgestaltung des Sozialstaates,

als auch mit dem gesellschatlichen Zeitgeist. Eine politische Arbeit, die zum Ziel hat, dass mehr Soli-

darität entsteht, dass Menschen sich als Teil einer solidarischen Gesellschat wahrnehmen und ür ihre

politischen Forderungen nach einemwürdigen Leben in einer extrem ungerechten Gesellschat au die

Straße gehen.

Psychiatrische Krankenhäuser personell ausstatten und neu denken

Eine psychiatrische und psychotherapeutische Behandlung besteht ausmehr als nur einer medikamen-

tösen Behandlung. Für alle psychischen Krankheiten empehlen evidenzbasierte Leitlinien heute Psy-

chotherapie. Gleichzeitig ist eine multidisziplinäre Arbeit mit allen Berusgruppen notwendig, um eine

gute Versorgung sicherzustellen. Dazu braucht es eine ausreichende Personalausstattung und eine ad-

äquate Abrechenbarkeit aller Leistungen, aller Berusgruppen. Die sogenannten Fallpauschalen, die im

pauschalisierten Engeltsystem Psychiatrie und Psychosomatik abgebildet werden (PEPP), haben auch in

der Psychiatrie und Psychosomatik verheerende Folgen. Gerade in einem Umeld in dem Patient*innen

unter anderem einen anderen Umgangmit Druck, Stress und Leistungsdenken ndenwollen, wirkt sich

der extreme nanzielle Druck, den alle beteiligten Personen zu spüren bekommen, negativ au die Ge-

sundheit der Patient*innen, aber selbstverständlich auchdes Personals, aus. Deshalb bedar es hier einer

umassenden Reorm, die die besondere Arbeitsweise der Psychiatrie berücksichtigt und gleichzeitig ei-

ne Übermedizierung verhindert.

Für viele Betroene kann die Unterbringung in eine geschlossene psychiatrische Einrichtung und damit

verbundene Zwangsmaßnahmen eine sehr schmerzhate Erahrung sein.Wir begrüßen es ausdrücklich,

dass das Bundesverassungsgericht in den letzten Jahren immer wieder Auagen ür Zwangsmaßnah-

men und Unterbringungen estgelegt hat. Dies hat auch in den Folgejahren zu einer sprunghaten Ab-

nahme vonUnterbringungen und Zwangsmaßnahmen geührt.Wir nden es bedauernswert, dass erst

Gerichte entsprechende Auagen, nach ot mühsamen Rechtsstreiten, estlegen müssen. Dementspre-

chend benötigt es eine umassende Beteiligung von Betroenen und Patient*innen, um gesetzliche Re-

gelungen ürZwangsmaßnahmenundUnterbringungen estzulegen.DesWeiterenwollenwir systema-

tisch oene Psychiatriekonzepte ördern,wie zumBeispiel das “Weddinger-Modell”. Bei diesemPsychia-
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triekonzeptwirdunter anderemnicht pauschal eine ganze Station “zugesperrt”, sondern individuell und

situativ entschieden, ob eine Tür abgesperrt wird.Weitere Ziele sind es es die Autonomie der Patient*in-

nen zu stärken, die bei jedem Behandlungsschritt anwesend sind und Mitspracherecht haben, Multi-

disziplinäres Arbeiten zu ördern und auch Anwohner*innen einzubeziehen, ummöglichen Ängsten zu

begegnen. Daür benötigte es jedoch eine ausreichende Personalausstattung und eine Umsetzung der

Richtlinien “Personalausstattung Psychiatrie und Psychosomatik (PPP-RL)” und entsprechender Sankti-

onsmechanismen.

Wir ordern:

• mindestens 2x 50 Minuten psychotherapeutische Behandlung im stationären Setting (bisher 1x

50 Minuten)

• Eine Verpichtung von Krankenhäuser Patient*innen darüber zu inormieren, wenn Personalricht-

linien nicht eingehalten werden

• Eektive Sanktionen ür Krankenhäuser die dies nicht einhalten

• Adäquate Finanzierung der Krankenkassen

• Beschwerdemöglichkeiten ür Patient*innen wenn diese nicht eingehalten werden

• Einen Rechtsanspruch aller Berusgruppen au regelmäßige Supervision

• Ablehnung der “pauschalierende Entgeltsystem Psychiatrie und Psychosomatik”

• Politische Förderung oener Psychiatrie-Konzepte

• Eine Neuregelung der Unterbringung und Zwangsmaßnahmen unter Einbeziehung von Pati-

ent*innen und Betroenen

• Behandlung von psychischen Krankheiten dar kein Kriterium ür die Verbeamtung sein

Ausbildung zum/zur Psychotherapeut*in weiter reormieren

Mit der Reormder Psychotherapeut*innenAusbildung im Jahr 2019 ist ein erster positiver Schritt erolgt

die Ausbildung, zumindest theoretisch, einacher zugänglich zu machen. Sie muss jedoch noch besser

werden. Durch die Ausbildungsreorm haben sich die Ausbildungskosten zumindest in der Theorie ver-

ringert. Jetzt ehlt immer noch die Ausnanzierung.

Wir sehen es als wichtiges Anliegen den Beru des*der Psychotherapeut*inmöglichst unterschiedlichen

Menschen zugänglich zu machen. Diversität in unterschiedlichen gesellschatlichen Feldern ist uns ein

generelles Anliegen. In der Psychotherapie kann durch mangelnde Diversität jedoch ein spezischer

Schaden entstehen. Man muss nicht Freud ins Feld ühren um deutlich zu machen wie die Biographie

eines Therapeuten die Perspektive au die Patient*innen prägt. Natürlich gehört es zur Berusbeschrei-

bung der*des Therapeut*in Empathie und Verständnis ür Patient*innen zu zeigen. Psychotherapeut*in-

nen sind aber auch Teil der Gesellschat, die ür unterschiedliche Formen der Diskriminierung unter-

schiedliche Maß an Verständnis hat. Wir wollen daher, dass unterschiedliche Patient*innen sich durch

unterschiedliche Therapeut*innen behandeln lassen können.

Der aktuelle Weg Psychotherapeut*in zu werden sieht entweder ein Medizinstudium, oder ein Psycho-

therapeut*innenstudium mit anschließender 5 jähriger Weiterbildung vor. Diese Weiterbildung ndet

3



Antragstool der BayernSPD
Beschluss S6

im Rahmen einer sozialversicherungspichtigen Anstellung statt und sieht auch einen ambulantenTeil

in Praxen und Weiterbildungsstätten vor. Daür ehlt derzeit die Finanzierung! Dies kann zur Folge ha-

ben, dass entweder eine ganze Generation von Therapeut*innen sich verschulden muss, oder der Be-

ruszweig nurWenigen oensteht.

Wir ordern daher:

• Bezahlung des praktischen Jahres ür Medizinstudent*innen

• Eine Gesetzesinitiative die die Finanzierung derWeiterbildung von Psychotherapeut*innen sicher-

stellt

Ambulante Versorgung reormieren

Aktuell ist die ärztliche und psychotherapeutische Versorgung in einem komplexen Gebilde selbstver-

waltet. Dabei handeln die Kassenärztlichen Vereinigungen gemeinsam mit den Verbänden der Kran-

kenkassen die Vergütung und Versorgung der Patient*innen (im Rahmen des SGB) im Gemeinsamen

Bundesausschus aus.Dort habendieKrankenkasseneinen starken Einuss. Die aktuelle Bedarsplanung

beruht,mit kleinenVeränderungen, au der Bedarsplanung von 1999. Dadurch entstehen durchschnitt-

lichWartezeiten von ca. 5 Monaten. Dies ist ein inakzeptabler Zustand.

Die Selbstverwaltung ist eine historisch gewachsene Struktur, die einerseits eine gewisse Unabhängig-

keit der medizinischen Versorgung vor politischem Einuss garantiert. Andererseits ist sie nicht aus-

reichend demokratisch legitimiert, sorgt ür Besitzstandswahrung und eine systematische Unternan-

zierung im Bereich der psychischen Gesundheit. Die Komplexität der Selbstverwaltung garantiert auch,

dass jahrelangeProbleme inderVersorgungvonPatient*innen ignoriertwerdenkönnenund immerwie-

der die Forderung nach “mehr Therapieplätzen” unerhört bleiben. Es ist den meisten Menschen unklar,

wer daür verantwortlich sein soll, gleichzeitigmuss sich niemand politisch daür verantwortlich zeigen.

Zugleich werden Kassensitze ür viel Geld “verkaut”, es bleibt dabei unklar, wie es sein kann, dass In-

vestoren oder einzelne Personen das Recht kauen können, über die Krankenkassen abzurechnen. Diese

Kassensitze werden dabei von den Kassenärztlichen Vereinigungen in einer Selbstverwaltung (nach ge-

setzlichen Richtlinien) verwaltet. Ot werden diese Sitze über Generationen vererbt, oder auch von In-

vestoren augekaut die dann Ärzt*innen und Psychotherapeut*innen anstellen. Dies hohen Preisemüs-

sen renanziert werden. Dadurch werden weitere Impulse ür eine vollständige Durchökonomisierung

der ambulanten Patient*innenversorgung gesetzt. Dort wo es der Selbstverwaltung nicht gelingt, wie

im Bereich der psychischen Gesundheit, ür eine ausreichende Versorgung der Patient*innen zu sorgen,

muss eingegrien werden.

Eine besondere Not zeigt sich in der ambulanten Behandlung von Kindern und Jugendlichen. Bisher

war es auch Pädagog*innen möglich, diese Ausbildung abzuschließen. Dies wird nach der Reorm der

Psychotherapeut*innenausbildung nicht mehr möglich sein. Zu beürchten ist, dass es dann zu wenige

Kinder- und Jugendtherapeut*innengibt. Ot stellt sich dieArbeitmit Kindernund Jugendlichenauchals

zeitlich anspruchsvoller dar, da auch die Eltern mit einbezogen werdenmüssen. Um diese Arbeit besser

gestalten zu können, sollten mehr Stunden ür die Arbeit mit Eltern zur Verügung stehen.

Wir ordern:

• Eine Umassende Reorm des Gemeinsamen Bundesausschusses, so dass auch Parlamentarier*in-

nen darin vertreten sind.
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• Ein umassendes Gesetz, das den gemeinsamen Bundesausschuss beautragt, mehr Kassensitze

zur Verügung zu stellen. Ziel muss es sein, dass niemand länger als einen Monat au einen Kas-

senplatz wartet.

• Sollten Patient*innen bei ün Therapeut*innen länger als einMonat au einen Therapieplatz war-

ten müssen, sollte ihnen die Möglichkeit eingeräumt werden über das Kostenerstattungsverah-

ren, auch bei approbierten Psychotherapeut*innen ohne Kassensitz in Therapie zu gehen

• Ein Verbot von Investoren getragenen medizinische Versorgungszentren (iMVZ)

• Kassensitze düren nur von den praktizierenden Ärzt*innen oder Psychotherapeut*innen, gemein-

nützigen oder kommunalen Trägern gehalten werden

• Verbot derWeitergabe von Kassensitze an Verwandte oder verschwägerte Personen, außer wenn

es keine anderen Bewerber*innen gibt

• Die kostenlose Vergabe von Kassensitzen

• Wir ordern eine getrennte Bedarsplanung ür Kinder- und Jugendtherapeut*innen und allgemei-

nen Psychotherapeut*innen

• Mehr abrechenbare Angehörigengespräche in der Kinder- und Jugendtherapie

Umgang mit psychischen Druck in der Partei

Eine große Herausorderung ür uns als Partei ist es, immer wieder unsere Grundwerte auch im Par-

teileben durchzusetzen. Unser Ziel ist es, dass Solidarität auch gegenüber Menschen mit psychischen

Krankheiten gelebt wird und so allen Menschen ermöglicht wird, dauerhat am Parteileben, und damit

Demokratie, zu partizipieren. Es liegt uns am Herzen, dass psychische Gesundheit ein Wert an sich ist.

Es ist uns wichtig, das Parteileben und insbesondere das Ehrenamt so zu gestalten, dass Menschen mit

unterschiedlichen Belastungsgrenzen teilnehmen können. Allzu ot leben auch wir in der Partei einen

ungesunden Leistungsgedanken vor, der besagt, au jemehr Veranstaltungenman ist, und je ötersman

sich zuWort meldet, desto mehr hat die Stimme Gewicht. Manchmal entsteht der Eindruck, dass durch

diesen ot unausgesprochenen Leistungsgedanken ein systematischer Anreiz herrscht, über seine eige-

ne Leistungsgrenze hinauszugehen. Dies könnte ein ungesunder Mechanismus sein, bei dem wir viele

engagierte Menschen verlieren.

UnsereAugabeundAnspruchals demokratischepolitische Jugendorganisationmusses sein,Menschen

mit unterschiedlichen Ressourcen politische Teilhabe zu ermöglichen.
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Beschluss
Annahme

Resolution: Uneinig und trotzdem da! - Solidarität mit den Aktivist*innen der
“Letzten Generation”

Adressat*innen: Landeskonerenz Jusos Bayern„ Bezirksparteitag SPD Oberbayern, Landespartei-

tag BayernSPD, Bundesparteitag SPD

Die Klimabewegung eruhr in den vergangenen Jahren einen großen Zuwachs an aktiven Mitglie-

dern, die in unterschiedlichenOrganisations- und Aktionsormen ür schnelle undweitreichende Klima-

schutzmaßnahmen kämpen. Deren Forderungen sindmeist nicht radikal, sondern beziehen sich audie

Einhaltungbestehender VerträgeundRechtsnormenwie beispielsweise des Pariser Klimaschutzabkom-

mens. Die Klimabewegung ist sehr stark von jungenMenschen geprägt, die um ihre Zukunt au einem

lebenswerten Planeten kämpen Die Regierung und die Gesellschat reagieren au diesen Klimaakti-

vismus an vielen Stellen mit Repression und Verurteilung. Schlagzeilen machen statt den berechtigten

Anliegen nur die Protestorm.Wir verurteilen diese Strategie den Protest zu delegitimiert und damit die

Forderungen gleich mit diskreditiert.

Dabei sinddie Forderungender letztenGeneration,mit der Einührung einesTempolimits audeutschen

AutobahnenundeinesgünstigerenöentlichenPersonennahverkehrs sehrniedrig angesetzt. Forderun-

gen also, denen wir uns guten Gewissens anschließen können. Eine breite Koalition, von Liberalen über

die Union bis zur AD und leider auch Teileunserer Partei, überbietet sich alledings weiterhin mit For-

derungen nach einem harten und autoritären Vorgehen. Gleichzeitig ist es auch an Lächerlichkeit nicht

zu überbieten, wenn riedliche Klimaaktivist*innen, die sich ohneWiderstand von der Polizei wegtragen

lassen, als “Klima-RAF” zur Bedrohung des Staates stilisiert werden.

Zuletzt and eine vollkommen unverhältnismäßige Razzia bei Mitgliedern der letzten Generation durch

die bayerische Justiz statt und zahlreiche Aktivist*innen wurden in ihrere privaten Kommunikation ab-

gehört. Die Kontinuität wird deutlich: Statt au Dialog und Diskurs setzt der Staat au Repression, Ein-

schüchterung und Delegitimierung der Proteste. Die als Radikalisierung beschriebene Entwicklung der

Klimabewegung ist dabei nicht selbst gewählt, sondern ein Ergebnis dieses mangelnden Dialogs: Jun-

ge Menschen werden in ihrem Protest nicht ernst genommen und greien deshalb zu weitreichenden

Protestormen, weil sie sonst mit ihren Anliegen nicht gehört werden.

Dabei ist die Frage, wie die Aktionen der ”Letzten Generation” juristisch bewertet werdenmüssen, noch

nicht einmal geklärt. Die bayerische Staatsregierung steckte trotzdem mehrere Aktivist*innen ür Wo-

chen in “Präventivgewahrsam”. DieseMaßnahme des PAG, ursprünglichmit demArgument der Geähr-
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der*innen verteidigt, war und ist verassungseindlich. Darüber hinaus macht sich die Staatsregierung

lächerlich, wenn sie Maßnahmen, die sie selbst ür potentielle Gewalttäter*innen oder Terrorist*innen

vorgesehen hat, nun au Klimaaktivist*innen anwendet. Dieses Vorgehen zeigt, dass die CSU mit dem

PAG ein Instrument geschaen hat, um die politische Opposition mundtot zu machen - ein Vorgehen,

das eher an Autokratien erinnert. Der immer wieder hervorgehobene sogenannte “Richtervorbehalt”

suggeriert, dass ein ordentliches Gerichtsverahren stattgeunden hat. Stattdessen wird nur über For-

males entschieden, eine juristisch-inhaltliche Prüung gibt es nicht.

Für uns zeigt sich daraus, was uns augrund unserer systemischen Analyse bewusst ist: Wenn der Kapi-

talismus beürchtenmuss, dass ihn Teile der Gesellschat anzweieln, schlägt die Stimmung schnell um.

Freiheitsrechte werden eingeschränkt, Aktivist*innen werden diamiert, Gewalt wird gerechtertigt.

Dabei sind rüher oder später alle linken Kräte bedroht.Wenn politische Rechte eingeschränkt werden,

wenn ziviler Ungehorsam kriminalisiert wird, betrit das rüher oder später alle Teile der gesellschat-

lichen Linken. Wenn sich der Kapitalismus bedroht ühlt, zerschlägt er ohne Weiteres die Demokratie -

und Konservative und Rechtsliberale lieern sie gerne aus. Es waren Sozialist*innen, die Freiheitsrechte

durchgesetzt, umgesetzt und verteidigt haben. Die Idee eines reiheitlichen Staates, der alle Menschen

gleich und mit Würde behandelt, ist eine sozialistische. In ihrer Tradition stehen wir an der Seite der

letzten Generation.

Für uns als Jusos steht allerdings est, dass sich politischer Protest gegen Staat und Kapital richtenmuss

und systemische Kritik nicht den Personen schaden soll, die in diesem System lebenmüssen und Zwän-

gen ausgesetzt sind. Es ist nach unserer Auassung die richtigeMotivation der letzten Generation, Au-

merksamkeit au die Klimakrise zu lenken und die politisch Handelnden unter Druck zu setzen, denn sie

sinddiejenigen, die seit Jahrzehntendie notwendigenMaßnahmenverweigern. DenProtest in Formvon

Straßenblockaden, der ausschließlich die Zivilbevölkerung trit, lehnen wir hingegen ab. Statt zahlrei-

che Einzelpersonen solltenWirtschatskonzerne blockiertwerden undnicht die Arbeiter*innen, sondern

das Kapital ür die Missstände verantwortlich gemacht werden. Die sozialökologischeWende kann nur

als undamentale Kapitalismuskritik gelingen, daür muss ein Schulterschluss zwischen Aktivist*innen

ür Klimaschutz und den Arbeiter*innen vollzogen werden.

Nicht die einzelne Person ist verantwortlich, sondern das Kapital, das dieses kapitalistische System be-

dingt!

Auch die Forderungen nach einem Gesellschatsrat, der per Zuallsauswahl aus der Bevölkerung gebil-

det werden soll, lehnen wir aus demokratietheoretischen Gesichtspunkten ab und bekennen uns zur

parlamentarischen Demokratie, in der die Handlungen durch gewählte Volksvertreter*innen bestimmt

werden. Nichtsdestotrotz erkennen wir an, dass bei den aktuellen politischen Gegebenheiten Zweiel

daran aukommen, dass Klimapolitik in einem Land, in dem Parteien von Konzernen Spenden in Mil-

lionenhöhen bekommen, Lobbyismus allgegenwärtig ist und wissenschatliche Erkenntnisse ot hinter

den lautestenTönen von Rechts zurück bleiben, tatsächlich umgesetztwerden kann.Wir stehen deshalb

klar ein ür sachorietierte Debatten über Klimaschutz, die nur darin enden können, dass Klimaschutz

massiv priorisiert werden muss, radikale Maßnahmen eingeleitet werden müssen und Blockaden viel-

mehr in den Köpen der Menschen als au den Straßen.
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Als Jungsozialist*innen sindwir solidarischmit denAktivist*innender “LetztenGeneration”, die ür ihren

Protest Verleumdungen, Hat undGewalt ausgesetzt sind.Wir betonen deshalb unsere tiee Ablehnung

des Polizeiaugabengesetzes unddes Systemsder Präventivhat, in der unliebsameProtestierende, ohne

in einer Stratat schuldig gesprochen zu sein, unrechtmäßig polizeilich estgehaltenwerden. Dieses Vor-

gehen ist in einem Rechtsstaat nicht hinnehmbar und wir ordern daher eine umassende Reorm des

Polizeiaugabengesetzes. Wir ordern außerdem die SPD au, die mediale und politische Stimmungs-

mache gegen die Aktivist*innen nicht zu unterstützen, sondern ihr klar und deutlich zu widersprechen.

Auch muss sich die SPD dem aktuellen Polizeirecht und weiteren Verschärungen entgegenstellen, da-

mit demokratischer Protest nicht bestrat wird. Protest ist Teil einer pluralen Demokratie und bildet die

Basis unserer gesellschatlichen Errungenschaten. Wir und auch die SPD stehen daher in Tradition von

sozialistischen Bewegungen, die zuerst au der Straße und erst später im Parlament stattanden. Die

Ausormulierung eines sozialdemokratischen Sicherheitsbegries ür die SPD, geleitet von den Grund-

werten der Freiheit, Gleichheit und Solidarität, in dem zudem ein sozialistisches, eministisches, antia-

schistisches und internationalistischesVerständnis von Staat undGesellschat als Leitmotiv verwirklicht

wird, ist eine der kommendenAugaben ür uns als Jusos. Unsere bisherigenBeschlüsse in diesen Fragen

bekrätigen wir an dieser Stelle. Wir erwarten von der SPD eine Politik, die den Ansprüchen des Klima-

schutzes gerechtwird, die ForderungennacheinemTempolimit undder Einührungdes kostenlosenund

ahrscheinlosenÖPNVs muss unterstütztwerden. Die SPDmuss lieern, “Klimakanzler”wirdOla Scholz

nicht durch ausuernde Sprechakte oder ein Plakat, sondern durch eine Politik, die Klimaschutzmaßnah-

men umsetzt. Besonders von Jusos in Gremien und Parlamenten ordern wir dabei Unterstützung ür

diese Positionen.
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I4

Beschluss
Mit Änderungen Angenommen

Straverteidigung ür alle - unabhängig vom Geldbeutel

Forderungen:

• Bereits bei Vergehen (Mindeststraandrohung unter einem Jahr) soll ein Anspruch au eine*n

von staatlicher Seite gestellte*n Verteidiger*in bestehen

• Belehrung hierüber erolgt zur Zeit der Anklageerhebung

• Entscheidungspicht der angeklagten Person. Trit sie keine Entscheidung, wird ein*e Verteidi-

ger*in hinzugezogen

• Verteidiger*innen-Kostenwerden vomStaat ausgelegt undbeiUnähigkeit der angeklagten Per-

son, die Kosten zu tragen, erlassen

Begründung: „Sie haben das Recht au einen Anwalt“, heißt es regelmäßig in amerikanischen Crime-

Serien,wenn die verdächtige Person dieHandschellen angelegt bekommt.Waswie eine Selbstverständ-

lichkeit klingt, würde so in deutschen Krimis wohl nicht vorkommen: Zwar kann man auch in Deutsch-

land jederzeit eine*n Anwalt*in konsultieren, eine Pichtverteidigung stellt jedoch die Ausnahme von

der Regel dar. Lediglich 10% aller Beschuldigten erhalten eine Pichtverteidigung. Hintergrund hiervon

ist, dass nur Verbrechen, also Stratatenmit einerMindeststraandrohung von einem Jahr Freiheitsstra-

e, von der Pichtverteidigungsregel in § 140 StPO umasst sind. Im Umkehrschluss bedeutet das, dass

90% aller Straverahren nur dann unter Mitwirkung eine:r Verteidiger:in erolgen, wenn ein:e Beschul-

digte*r dasGeldhierür aubringenkann.Wie aussichtslos einehieraus resultierende Selbstverteidigung

durch rechtliche Laien in der Praxis ist, zeigt eine Umrage unter den Richter*innen am Amtsgericht

Frankurt: Mit Rechtsbeistand erolgte ein Freispruch immerhin noch in 7 % aller Fälle. Ohne Rechtsbei-

stand sank die Freispruchquote au nahezu 0 %. Die Erkenntnis hieraus ist somit, dass es nicht angehen

kann, dassMenschen au Basis ihres Kontostandes schlechtere Erolgsaussichten vor einemStragericht

haben als gut Betuchte. Folglichwollenwir jede*n dazu beähigen, einen Rechtsbeistand an die Seite ge-

stellt zu bekommen, indem jede*r Angeklagte ein Recht au einen staatlich gestellte*n Verteidiger*in er-

halten soll. Hierzu hat die:der Richter*in die angeklagte Person auch bei Vergehen darüber zu belehren,

dass ihr ein Rechtsbeistand zur Seite gestellt werden kann. Die Belehrung hat außerdem zu umassen,

dass der Staat die Kosten hierür übernimmt, sollte die:der Angeklagte nicht im Stande sein, die Kosten

zu tragen. Lehnt die angeklagte Person die Geltendmachung ihres Rechts aktiv ab (beispielsweise weil

sie kein Interesse an der Fortührung des Verahrens hat), erkennen wir die Eigenverantwortlichkeit der

Entscheidung an. Jedoch gibt es auch Verahren gegen Personen, die intellektuell und/oder sprachlich
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bedingt nicht in der Lage sind, ein Recht vor Gericht geltend zu machen. In diesen Fällen sowie in den

Fällen, in denen sich eine Person schlicht nicht entscheiden kann, ob sie sich verteidigen lassen möch-

te oder nicht, soll die Person eine:n Verteidiger*in gestellt bekommen. Hiermit stellen wir sicher, dass

jede:r vor Gericht die gleichen Ausgangschancen hat.

Nachdem hieraus ein deutlich höherer Bedar an Verteidiger:innen resultiert, ordern wir ür die ge-

nannten Fälle eine eigene Behörde, quasi ein Spiegelbild der Staatsanwaltschat. Dies stellt keine Ver-

drängung der restlichen Anwält*innenschat dar, da diese immer noch als Wahlverteidiger:innen her-

angezogen werden kann. Der Benet hiervon ist, dass sichergestellt werden kann, dass die Qualität der

Verteidigung stimmt und die Anwält*innen auch bei in der Regel eigentlich unlukrativenMandaten an-

gemessen vergütet werden.
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I6

Beschluss
Annahme

Zeugnisverweigerungsrecht in der Sozialen Arbeit

Antrag:

Wir setzen uns ür eine Reorm des §53 StPO ein. Ziel ist die Aunahme der Mitarbeiter*innen der Sozia-

len Arbeit in die geschützten Berusgruppen des § 53 Abs. 1 StPO (sogenannte Berusgeheimnisträger:in-

nen).Wir ordernweiterhin die BayernSPD-Landtagsraktion dazu au, zu beantragen, dass der Freistaat

Bayern sich der Bundesratsinitiative des Freistaats Sachsen anschließt, die ebendieses Zeugnisverwei-

gerungsrecht ür Mitarbeiter*innen der Sozialen Arbeit ordert.

Begründung:

Soziale Arbeit ist Vertrauensarbeit! Vertrauensvolle Beziehungen zwischen Sozialarbeiter:innen und ih-

rer Adressat:innengruppe bilden die Grundlage ür gelingende Soziale Arbeit. Nur au dieser Grundlage

lassen sich beispielsweise Präventionsangebote, Streitschlichtung und gelingende Krisenintervention

durchühren. Die „aktuelle“ Rechtsprechung des Bundesverassungsgerichts zu diesem Thema ist be-

reits 50 Jahre alt. In den 70er Jahren urteilte es, die Soziale Arbeit sei kein Beru, „ür dessen Gesamtbild

die Begründung höchstpersönlicher, grundsätzlich keine Oenbarung duldender Vertrauensverhältnis-

se kennzeichnend wäre“. Die Verassungsrichter:innen beanden auch, das Beruseld sei unklar, besä-

ße keine besondere Vorbildung, keinen gewachsenen Berusethos. Davon kann heute nicht mehr ge-

sprochen werden. Sozialarbeiter:innen durchlauen ein anerkanntes Studium, sind in verschiedensten

Dachverbänden zusammengeschlossen und blicken au Jahrzehnte der Beruserahrung zurück. Dass

das ehlende Zeugnisverweigerungsrecht die beruicheHandlungsähigkeit bedroht, zeigt ein aktuelles

Beispiel aus Karlsruhe.Mitarbeiter:innen des dortigen Fanprojektswurden von der Karlsruher Staatsan-

waltschat vorgeladen und sind nun gezwungen, in einem Straprozess auszusagen – andernalls dro-

hen Geldstraen oder Hat. Vorausgegangen waren Einsätze von Pyrotechnik der Karlsruher Ultras, wo-

bei es el Verletzte gab. Im Anschluss initiierte das Karlsruher Fanprojekt Vermittlungsgespräche zwi-

schen Ultras und den betroenen verletzten Personen. Als die Staatsanwaltschat davon eruhr, wur-

den die Fanprojektmitarbeiter:innen vorgeladen undmussten imVertrauen getätigte Gesprächsinhalte

mit ihrer Adressat:innengruppe oenlegen. Damit wird das oben beschriebene Fundament der Sozia-

len Arbeit ausradiert. Eine vertrauensvolle Beziehung zwischen Fanprojekt und Ultras ist so nicht mehr

möglich.
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B Bildung, Ausbildung und Kultus

B2

Beschluss
Mit Änderungen Angenommen

Dekolonialisierung der Bildung

Unter Dekolonialisierung bzw. Dekolonisation wird ein Prozess verstanden, der das Ziel verolgt,

alle gesellschatlichen Bereiche vom Kolonialismus und Neokolonialismus zu bereien. Um die Dekolo-

nialisierung voranzutreiben,muss auch darau geachtetwerden den daraus entstandenen strukturellen

Rassismus zu bekämpen. Dies muss durch die Schaung von gleichen Bildungschancen ür alle und

aktive Förderung von bisher strukturell benachteiligten Personengruppen passieren. Es müssen

Hürden und Rassismen abgebaut werden, wie etwa die Anerkennung der Muttersprache als zweite

Fremdsprache als Qualikation zur Fachhochschulreie über die bisherigen 5 Sprachen hinaus.

Ebenalls braucht es in allen Bildungsbereichen Anlaustellen, a die sichMenschen, die von Diskriminie-

rung betroen sind, wenden können. Hierbei geht es vor allem darum Schüler*innen und Studierenden

zuvermitteln,wie sichKoloniales Erbenochheute in globalenÖkonomienundAbhängigkeiten verschie-

denster Formwiderspiegelt. Dazu braucht es eine allgemeineWeiterbildung von allen lehrenden Perso-

nen im Bereich Diskriminierung, wie sie unktioniert und welche verschiedenen Arten der Diskriminie-

rung es gibt. Ziel dieser Weiterbildung muss eine stärkere Sensibilisierung und Ausprägung von Awa-

renessähigkeiten sein. Nichts destotrotz braucht es zusätzliches pädagogisches und psychologisches

Personal, welches sich dem strukturellen Rassismus in allen bildungsrelevanten Institutionen widmet.

Wir ordern darüber hinaus das eine neue Bewertung der deutschen Kolonialzeit, aber auch global,

Eingang in den Schulunterricht ndet. Die Kolonialzeit rutscht meist in Vergessenheit hinter dem Ver-

brechen der NS-Diktatur. Die Rolle von amerikanischem Siedlerkolonialismus, britischem und Französi-

schem Überseekolonialismus und verspäteten deutschen Kolonialismus und deren Verbrechen, bei der

Brutalisierung der westlichen Gesellschaten und der Wegbereitung ür einen deutschen Rassenwahn

ist auzuarbeiten.

Auch braucht es Veränderungen bei der Stellenpolitik in allen Bildungsbereichen. Viele Menschen sind

auch hier von Rassismus betroen. Dem wollen wir durch zielgerichtete Werbe- und Empowerment-

kampagnen und anonymisierte Bewerbungen entgegentreten.

Wir ordern die Einsetzung einer Taskorce anUniversitätsakultäten zur Dekolonialisierung. Diese Task-

orce soll innerhalb einer Fakultät arbeiten und zum größten Teil aus Expert*innen, unter Beteiligung

von demokratisch gewählten Studis und Dozent*innen, bestehen. Das Ziel dieser Taskorce muss die

vollständige Dekolonialisierung der Fakultät sein. Dazu soll die Taskorce die Fakultät kritisch begleiten

und die entsprechenden Prozesse zur Dekolonialisierung einleiten und gestalten.

Bisher wird in den Sozial- und Geisteswissenschaten vor allem au dieWerke alter weißer Männer aus

Westeuropa undNordamerika zurückgegrien. Dies soll nachMöglichkeit umPersonen aus demGloba-
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len Süden ergänztwerden, umeine zusätzliche theoretische Perspektive auzuzeigen und so dasWissen

zu erweitern. Dies ist längst überällig, da es dem kontemporären Diskurs entspricht die Situation aus

einer intrinsischen Perspektive einschätzen kann.

Einige mögliche Beispiele ür kritische Literatur sind Edward Said, Ghazi-Walid Falah, Kimberlé Crens-

haw, AnnaRutherord, KwasiWireduoderHéctor-Neri Castañeda. Diese Liste ist natürlich nicht vollstän-

dig. Augrund der Natur der Sachemüssen die Lehrinhalte ständig angepasst und überarbeitet werden,

um den Anspruch des modernen wissenschatlichen Diskurses gerecht zu werden.

Wir ordern eine soortige Anpassung der schulischen Lehrpläne au das Thema Dekolonialisierung in

Zusammenarbeit mit Expert*innen und eine zusätzliche Schulstunde Geschichte in allen Schularten. So

gibt es viele Möglichkeiten das Thema im Unterricht einzubauen. Dies soll primär im Unterrichtsach

“Geschichte”, bzw. an Mittelschulen im Fach “GPG” geschehen. Es werden im aktuellen Lehrplan be-

reits Themen rund um die Kolonialisierung besprochen, dies jedoch viel zu verkürzt und oberächlich,

sodass eine gezielte Auslassung zur Verharmlosung der deutschen Rolle als Kolonialstaat nahe liegt.

Dies liegt auch daran, dass deutscher Kolonialismus ast ausschließlich im Rahmen des europäischen

Imperialismus und unter dem Aspekt der Vorgeschichte des ErstenWeltkriegs behandelt wird. Dadurch

entsteht häug der Irrglaube, Deutschland hätte keine große Kolonialgeschichte gehabt. Daher muss

eine verstärkte Behandlung des deutschen Kolonialismus losgelöst vom europäischen Imperialismus in

die Lehrpläne geschrieben werden.

Hierzu ordern wir olgende Themen an das bisherige Thema “Kolonien” anzuschließen. So soll unter-

suchtwerdenwelcheAuswirkungendieGeschichtederKolonialisierungnochhat.Dabeimuss auch stär-

ker der Zusammenhang zwischen demKolonialismus und Rassismus in Deutschland augezeigtwerden

– sowohl aus historischer Perspektive als auch in der Betrachtung historisch gewachsener Strukturen

bis heute. Dabei sollen sich die Schüler*innen anhand des Begris “Koloniales Erbe” mit den Folgen

von Kolonialisierung auseinandersetzen und sich die Notwendigkeit von Dekolonialisierung erschlie-

ßen können. Daneben muss auch est die Betrachtung des deutschen Kolonialismus aus der Betroe-

nenperspektive, z.B. der Herero und Nama im heutigen Namibia, verankert werden, um die massiven

AuswirkungenaudieMenschenundauchdie territorialenVeränderungen, die bis heute ortwirken.Da-

zu müssen auch nicht-westliche Quellen von BIPoC untersucht werden. Der Geschichtsunterricht lehrt

jahrgangsstuenübergreiendüberwiegend chronologisch.Wir orderndabei bei der Behandlungdes Le-

bens in Deutschland in den Zeiten des 19. bis 21. Jahrhunderts, dass dabei auch ein Fokus au BIPoC in

Deutschland gelegt wird.

Begründung

Das Thema der Dekolonialisierung ist ein politisches Thema von gesellschatlicher Relevanz und Diskus-

sion und sollte sich daher laut dem Beutelsbacher Konsens auch im Unterricht wiedernden. So gibt es

im Diskurs immer wieder Kritik an der kolonialen Amnesie und der Vernachlässigung von BPoc Leben in

Deutschland. Dies muss augegrien und verändert werden. Deutschland muss seine Verantwortung

ür seine Rolle in der Kolonialisierung derWelt wahrnehmen und eine Erinnerungskultur etablieren. Da-

bei ängt Erinnerungskultur immer in Bildungsbereichen an und zieht sich anschließend durch alle ge-

sellschatlichen Bereiche. Deshalbmuss sich Deutschland auch zur AugabemachenDekolonialisierung

voranzutreiben. Dies ist außerdem nötig, um das Verständnis ür das anhaltende Machtgeälle au in-

ternationaler Ebene verständlich zu machen und Bürger*innen zu erziehen, die diese im historischen

Kontext kritisch betrachten können.
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Auch die UN hat die Bedeutung von Bildung in der anti-rassistischen Debatte begrien und beschlos-

sen so in Artikel 15 der Erklärung der UN über die Rechte der indigenen Völker dazu au, dass sich „die

Würde und Vielalt [der indigenen] Kulturen und Traditionen, ihrer Geschichte und ihrer Bestrebungen

in der Bildung und in ür die Öentlichkeit bestimmten Inormationen angemessen widerspiegeln.“ Da

Deutschland das eigene koloniale Erbe bisher unzureichend bis kaum augearbeitet hat und die Kul-

turen der teils zwangsweise zugewanderten Bevölkerung unterdrückt, obwohl sie sich mittlerweile ot

mit deutscher Pop- und Jugendkultur vermischen, sehenwir es als wichtig an diese historischen Zusam-

menhänge in allen Bildungsebenen zu beleuchten.
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U Umwelt, Energie und Verbraucherschutz

U3

Beschluss
Annahme

Rohsto Plastik nachhaltig nutzen!

Polymere sind aszinierend vielseitige Stoe. Durch Anlagerung chemischer Gruppen konnen ihre

Eigenschaten bis ins kleinste Detail angepasst werden. Fur unzahlige Anwendungen kann somit genau

jenes Material geschaen werden, welches benotigt wird. Diese Vielseitigkeit uhrte aber auch dazu,

dass ur unzahlige Zwecke massenhat Verwendung and und viele Artenan Kunststoen durch die in-

dustrielle Produktion spottbillig geworden sind. Beispielsweise kann ur nahezu kein Geld jedeWare in

Schichten von Verpackungsmaterial aus Kunststoen gewickelt werden. Diese gunstige Verugbarkeit

der Plastik uhrt jedoch dazu, dass es keine Marktanreize gibt, damit ressourcenschonend umzugehen.

Die wahren Kosten des Plastikverbrauchs - die enorme Umweltverschmutzung - werden eh nicht von

den industriellen Akteuren getragen

Plastikverschmutzung stellt neben der Emission vonTreibhausgasen und der großachigen Entwaldung

den großten menschengemachten Eingri in die Umwelt dar. Im Gegensatz zum Klimawandel als Kon-

sequenz der CO2-Emission sieht die Menschheit sich aber nur mittelbar mit den Folgen der Plastikver-

schmutzung konrontiert. Otwird es au einen asthetischenMakel reduziert - zwarwird bedauert, dass

einWaldstuck oder ein Strandabschnitt verdreckt ist, aber die Natur scheint sich dennoch damit zu ar-

rangieren. So generiert die Klimarage und Schutz vonWaldern, welche eng verzahnt miteinander sind,

weit mehrMomentum, als es die Plastikrage noch tut. So stieg der Plastikmull die letzten Jahre weiter-

hin - in Deutschland zuletzt au 227 Kilo pro Kop und Jahr.

Es wird geschatzt, dass 2010 1,5% bis 4,5% der weltweiten Produktion an Plastik - und damit 4 bis 12

Millionen Tonnen - im Meer gelandet sind. Des Weiteren wird erwartet, dass diese jahrliche Menge

noch bis au das Doppelte ansteigen wird. Dabei sind 99% des jemals in die Meere entsorgten Plas-

tikmulls nicht mehr auzunden. Einiges davon ist im arktischen Eis geangen und durte dank Klima-

erwarmung ein baldiges Comeback haben. Der großte Anteil davon ist vermutlich aber entweder von

Fischen und anderen Meereslebewesen geressen worden oder wurde unter Sonneneinstrahlung und

Wellengang zu kleineren Stucken, sog. Mikroplastik zerrieben. Trotz der unmittelbaren Bedeutung ur

maritime Okosysteme und damit auch die Ernahrung der Menschheit sind dessen Auswirkungen nur

unzureichend erorscht. Die luckenhaten Ergebnisse bisher gebendennochGrund zu Besorgnis. Sowird

Plastikverschmutzung u.a. mit der Erkrankung von Korallen, Unruchtbarkeit und dem Tod von Millio-

nen Tieren jedes Jahr in Verbindung gebracht. Außerdem gibt es auch direkte Folgen au die Gesund-

heit von Menschen. Manche Weichmacher in Plastikprodukten konnen bei Kindern Molaren-Inzisiven-

Hypomineralisation (MIH), sogenannte Kreidezahne, hervorruen.

Fur viele der weithin verwendeten Kunststoarten gibt es Alternativen. Durch weitere Arbeit von For-

scher:innen undUmweltschutzer:innenwachst der Pool an Ersatzprodukten,wie etwa Zuckerrohr, Pilze,
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Milchproteine, Maisstarke, Algen, Han und Schalentieren. Fur beispielsweise Sportkleidung oder Lau-

schuhe wird mit kunstlicher Spinnenseide experimentiert. Da die Ersatzstoe aber stets teurer sind,

scheitern sie an den bestehenden Marktmechanismen. Außerdem suchen Forscher:innen in Haenbe-

cken und neben Mulldeponie nach Bakterien und Enzyme zu dem Zersetzen von Plastik. Es besteht so-

mit auch Aussicht au Technologie zur Beseitigung der bereits geleistetenUmweltschaden. Aber es liegt

nicht in derNatur derMarktwirtschat, dass dies vondenVerursacher:innen reiwillignanziertwird. Da

der Markt hier klar versagt, braucht es staatliche Akteure. Die weltweite Plastikverschmutzung bedar

einer internationalen Losung. Bessere nationale und supranationale Standards, wie etwa au EU-Ebene,

sinddemgegenuber orderlich. Bisher ist die RegulierungvonPlastik nurmaßig etabliert. Regulierunger-

olgt zwar aus demSeerechtsubereinkommender VereintenNationen (SRU), dem InternationalenUber-

einkommen zur Verhutung der Meeresverschmutzung durch Schie (MARPOL) und der Londoner Kon-

vention, allerdings gibt es kein Ubereinkommen, welches einzig das Problem der Plastikverschmutzung

adressiert und regelt.

Die EU zeigte sich in den letzten Jahren sehr aktiv und prasentiert erste Ansatze zur Plastikeindam-

mung. Es benotigt ein Vorgehen, das dem Beispiel des Montreal-Protokolls 1989 zum Verbot und der

erolgreichen Einschrankung von Fluorchlorkohlenwasserstoen (FCKW) uhrte. Die sozialistische und

sozialdemokratische Parteienamilie und die Europaische Union sollten dies vorantreiben. Bestimme

Plastikarten als Gitmull klassizierenWir ordern die Klassizierung von Plastik, welche entweder sich

als schadlich erweisen und/oder schlechte Recycling-Quoten auweisen als Geahrenstoe. Damit geht

man uber die Materialien hinaus, welche z.B. durch Weichmacher direkt gitige Auswirkungen zeigen

und bezieht die Geahr ur die Umwelt durch Verschmutzung mit ein. Insbesonde-

re betrit das die vier Plastikarten PVC, Polystyrene, Polyurethane und Polycarbonate, die zusammen

genommen bereits 30% der Produktion ausmachen. Diese erweisen sich als besonders schwierig zu

recyceln und enthalten potenziell gitige Bestandteile Verbot nach AnwendungsbereichErganzend zur

Klassizierung spezischerMaterialien als Gitmull soll Plastik in den Anwendungsbereichenmehr und

mehr verboten werden, in denen es sich vor allem durch den geringen Preis behauptet und Ersatzstoe

ur vertretbare Mehrkosten verugbar sind. Bestehende Gesetzeslagen zum Verbot von Einwegplastik,

wie bald gultig in der EU, werden begrußt. Ambitionierter, aber durchaus realistisch ist die Zielsetzung,

in den 2020er Jahren Verpackungsplastik so weit zuruckzuahren, dass bis 2030 jegliche Verpackungen

kunststorei sind. Auch in anderen Bereichen, wie etwa Bau, Kleidung, etc., mussen Anwendungen

von Kunststomaterialien zunehmend unter Rechtertigungsdruck kommen und Verbote ausgeweitet

werden. Ausgenommen von alledem sindweiterhin hochspezialisierte Anwendungen, z.B. immedizini-

schen Bereich und in der Materialorschung Recyclingsystem verbessernFur alle Polymerstoe, die ur

die großindustrielle Verwendungweiterhin zugelassenwerden,wird eine entsprechendhohe Recycling-

quote vorausgesetzt. Dazu bedar es zunachst mal, dass die Berechnung der Quote au ein ehrliches

Fundament gestellt wird. In Deutschland kann man die ofziellen Zahlen als bestenalls “schongerech-

net” bezeichnen. So sprechen die ofziellen Angaben von einer Recyclingquote von 80%, welches aber

lediglich die Menge beziert, welche Recyclinganlagen erreichen. Schatzungsweise mehr als die Halte

kann aber in der Anlage nicht verarbeitet werden. Selbst wenn, dann kann der Sto nur selten erneut in

die ursprunglicheAnwendung zuruck uberuhrtwerden. Durch bessere Sortieranlagenund Forderband-

systeme kann diese Quote tatsachlich erreicht werden, allerdings sollte der aktuelle Stand sich auch in

der Statistik widerspiegeln.

ZurWahrung der Recyclingstandards gehort auch, dass Mull nicht durch Export aus der Enthebung ent-

allt. Es ist leider gangige Praxis, dass Aball, darunter auch Plastikmull, in Entwicklungslander exportiert
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wird, und dabei unter großen sozialen und okologischen Schaden verwertetwird. Internationale Koope-

rationen in derWertschopungskette von Plastikmull dar es nur geben, wenn die gleichen oder hohere

Standards gewahrt werden. Durch Modernisierung muss die Kreislauwirtschat von Kunststoen ste-

tig besser werden. Insbesondere braucht es auch gesicherte Ketten ur Kunststo-

e abseits des Verpackungsplastiks. Bleibt die Recyclingquote einzelner Polymermaterialien zuruck, so

muss eine Klassizierung als Gitmull wie zuvor vorgeschlagen in Erwagung gezogen werden. Um auch

Plastik zu erassen, welches nicht in Verpackungen verwendet ndet, zu erassen und zu recyclen sollen

bundesweitWertstotonnen das duale System ersetzen. Ein Bundesprogramm soll den Kommunen bei

der Verbesserung ihrer Sortiersysteme helen und neuartige, KI- gestutzte Recycling-Anlagen ermogli-

chen Verpfichtung der IndustrieEine exible Plastik-Steuer soll das “duale System” in der Aballwirt-

schat, wonach nach dem Verpackungsgesetz jeder Produzent zur Rucknahme des Verpackungsmulls

verpichtet ist, ablosen und die gesamte Plastik produzierende Industrie ur den Verbleib des Materials

in die Verantwortung nehmen.Wichtig ist dabei, diese nicht als Verbraucher*innensteuer zu gestalten,

sondern bei den produzierenden Unternehmen anzusetzen. Die Steuer soll ur jedes Unternehmen an-

hand von Kriterien wie Menge, Art und recycling-reundliches Design des Plastiks berechnet werden.

Ein “Plastik-TUV”, welcher die Steuerhohe estlegt, setzt somit Anreize daur, Kunststoe nachhaltig zu

nutzen.Mit der Plastiksteuerwird dieWertstotonne anteilig nanziert, wasmindestens demWert der

aktuellen Zahlungen zum “Gelben Sack”entspricht.

Des Weiteren schlagen wir die Grundung von Kunststo-Fonds au nationaler Ebene vor, welcher sich

ebenalls aus der Plastiksteuer nanziert. Die Hohe des Fonds sollte mindestens den geschatzten Scha-

den zur Plastikverschmutzung ur dieAllgemeinheit entsprechen.Dies soll voneiner unabhangigenStel-

le wissenschatlich untersucht und geschatzt werden. Aus diesem Fond sollen Projekte nanziert wer-

den, die die okologischen und sozialen Folgen der Plastikverschmutzung eindammen. Etwa soll dadurch

die Forschung an der Zersetzung von Kunststoverschmutzung in den Ozeanen durch Bakterien geor-

dert werden. Der Fond soll von einemunabhangigenGremiumausNGO-Vertreter*innen,Wissenschat-

ler*innen und Expert*innen bestehen. Am Beispiel von Kunststoen zeigt sich, dass der Markt allein

nicht zu einem efzienten Umgang mit Rohstoen in der Lage ist. Durch zunehmende Regulierung ba-

sierend au dem Rat von Expert*innen undWissenschatler*innen wird es moglich sein, die Vorteile der

Polymermaterialienweiterhin dort einzusetzen,wo sie Innovationen ermoglichen, und jeneAnwendun-

gen auszuschließen, die nur augrund eines Marktpreises, welcher die externen Kosten in der Umwelt

nicht beachtet, Sinn ergeben.
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WWirtschat, Finanzen und Entwicklungszusammenarbeit

W1

Beschluss
Mit Änderungen Angenommen

Wachstum,Wachstum tralala, Wirtschat ist nicht zumWachsen da!

Adressat*innen: Unterbezirkskonerenz Jusos München, Bezirkskonerenz Jusos Oberbayern, Lan-

deskonerenz Jusos Bayern, Parteitag SPDMünchen, SPD Oberbayern und SPD Bayern

Viele wirtschatspolitische Debatten in der Bundesrepublik – und auch in der SPD und bei den Jusos

– drehen sich um die Frage nach Wachstum. Gerade im Zusammenhang mit der sozial-ökologischen

Transormation ist außerdem eine neue Position prominent geworden, die unter dem Begri “De-

growth” eine Schrumpung der Wirtschat ordert, um planetare Grenzen einzuhalten und das Wirt-

schaten umweltverträglich zu machen.

Mit diesemAntragwollenwir dieGrundlage ür eineklareHaltungzumThemaWachstum schaenund

damit die Debatte konstruktiv weiterbringen. Diese Position bezieht sich au die aktuell stattndende

Debatte um die sozial-ökologische Transormation, die sich vor allem im Rahmen des kapitalistischen

Wirtschatssystems abspielt.

Über welchesWachstum reden wir?

Wenn heute überWachstum gesprochen wird – egal ob Pro- oder De-Growth – dann geht es meistens

um das Bruttoinlandsprodukt (BIP) als Größe. Veränderungen im inationsbereinigten Bruttoinlands-

produkt werden bei positiver Entwicklung als Wachstum bezeichnet. Dabei ist das Bruttoinlandspro-

dukt aus vielerlei Hinsicht die alsche Metrik: Wenn beispielsweise ein Hauseigentümer sein Haus an

eine andere Person verkaut, die das Haus wiederum an den ursprünglichen Eigentümer vermietet, ist

zwar das Bruttoinlandsprodukt gestiegen, es hat sich aber qualitativ nichts verändert.

Das BIP gibt außerdem keine Aussage darüber, in welchen Branchen Wachstum stattgeunden hat.

Gerade die großeMenge überwiegend von FLINTA*-Personen (Frauen, Inter, nicht-binäre und Trans Per-

sonen)

geleistete unbezahlte Reproduktionsarbeit würde beispielsweise ein enormes Wirtschatswachstum

generieren, wenn sie politisch gewollt proessionalisiert werden würde. Die Auswirkungen au die Erd-

erwärmung wären dabei enorm überschaubar.
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Wirtschatswachstum - we don’t care

Unsere Forderung ist es, eine agnostischeHaltung gegenüberwirtschatlichemWachstum imSinne ei-

ner Steigerung des Bruttoinlandsprodukts einzunehmen.Wachstum per se ist kein sozialistisches oder

sozialdemokratisches Ziel, da alleine mehr erasste Güter und Dienstleistungen nicht automatisch zu

mehr Wohlstand ühren. Insbesondere in den letzten Jahrzehnten ist die Vermögensungleichheit bei

wachsenderWirtschat stetig größer geworden. Statt auWachstum, soll Wohlstand ür alle in den Fo-

kus rücken. Aktiv ür oder gegenWachstum zu arbeiten, ist jeweils ür sich au unterschiedliche Weise

problematisch.

In den letzten 200 Jahren haben wir durch Steigerung von Produktion und Ressourceneinsatz ein ho-

hesWohlstandsniveau in den Volkswirtschaten des globalen Nordens geschaen. Dies ging jedochmit

einer enormen Ausbeutung von Mensch und Natur, insbesondere im globalen Süden einher. Eine Fort-

ührung dieser Entwicklung – umso mehr in der zunehmenden Geschwindigkeit – ist nicht innerhalb

der planetaren Grenzen darstellbar.

Wirtschatspolitik muss sich daher zuküntig an anderen Zielen und nicht mehr an einer Steigerung

des BIP ausrichten: Viel entscheidender als zu messen und vorzugeben, wie hoch der Gesamtwert aller

Tauschgeschäte in einer Volkswirtschat war oder sein soll, ist es, qualitative Aspekte wie die Zusam-

mensetzung der Wirtschatsleistung und andere quantitative Aspekte wie den Grad der Dekarbonisie-

rung oder die ökonomische Gerechtigkeit in den Blick zu nehmen und als Ziele zu verolgen. Dabei

spielt vor allem auch der individuell wahrnehmbareWohlstand und seine Mehrung eine Rolle. Hierür

muss au bestehende Messgrößen zurückgegrien werden und es müssen zudem neue Messgrößen

entwickelt werden.

Wir nehmen inderwirtschatspolitischenDebatte aktuell vor allemzwei Positionen wahr. Auder einen

Seite das Dogma des ständigen Wachstums und demgegenüber die Forderung nach einem Ende des

Wachstums und sogar eine Rückentwicklung der Wirtschat. Beide Positionen lehnen wir klar ab.

Vom aktuellenWachstum protiert nur das Kapital

Das Dogma des ständigenWachstums argumentiert, dass sich durch ständiges Wirtschatswachstum

derWohlstand einer Volkswirtschat vergrößern würde. Während es zutreend ist, dass es eine Bedin-

gung ür den Kapitalismus ist, sich auszudehnen und zu expandieren, um die Interessen des Kapitals

zu beriedigen, ist empirisch nicht von der Hand zu weisen, dass sich in den vergangenen Jahren trotz

kontinuierlichem Wirtschatswachstum die Einkommens- und Vermögensverteilung nicht verbessert

sondern verschlechtert hat. Kurz: Von Wachstum protieren aktuell also nicht in erster Linie diejeni-

gen, die das Wachstum erwirtschaten, sondern vor allem diejenigen, die über die Produktionsmittel

verügen und sich die Arbeitskrat anderer aneignen.
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Auch das Argument, dass sich nur durch eine wachsende Volkswirtschat – gemessen am Bruttoin-

landsprodukt – das System sozialer Sicherung nanzieren ließen, ist nicht zu halten. Die Frage des So-

zialstaats ist keine Frage des Geldes, sondern eine Frage von real verügbaren Ressourcen. Würde das

Bruttoinlandsprodukt nicht mehr steigen, so müsste man allerdings den Anteil der Ressourcen quan-

titativ erhöhen, der Menschen in sozialen Beruen und Arbeitslosen zuießt oder aber die Qualität der

Ressourcen steigern, damit Menschen in sozialen Beruen und Arbeitslose keine Wohlstandsverluste

erleiden, wenn dieser absolut erhöht werden soll.

Weiterhin wird argumentiert, dass in einer wachsenden und expandierenden Wirtschat quasi auto-

matisch neue Arbeitsplätze entstehen würden und ür das Ziel der Vollbeschätigung daher kontinu-

ierlichesWachstum nötig sei. Doch auch dieses Argument lässt sich widerlegen:Weil die Produktivität

einzelner Arbeitskräte pro Zeiteinheit z.B. durch technologischen Fortschritt aber auch durch Quali-

zierung stetig steigt, ist ein Anstieg der Produktivität und damit Wirtschatswachstum möglich, ohne

dass dies zu mehr Beschätigung ührt.

De-Growth schadet denen, die arbeiten!

Die gegenteilige Perspektive ist diejenige, die zuletzt besonders durchUlrike HerrmannsBuch “VomEn-

de des Kapitalismus” stark gemacht wurde. Augrund der harten planetaren Grenzen sei es nicht mehr

möglich, im heutigen Umang zu produzieren. Daraus resultiere die Notwendigkeit einer Deindustria-

lisierung und einer Schrumpung derWirtschat, da wir über unsere Verhältnisse produzierten.

Während es richtig und wichtig ist, planetare Grenzen als Fragestellung in die wirtschatliche Debatte

einzubeziehen, wäre diese Antwort mit einem massiven Verlust an materiellemWohlstand und sinn-

stitender Erwerbsarbeit verbunden, zwei zentralen Säulen unserer Vorstellung einer sozialistischen

Gesellschat.Wir düren daher nichts unversucht lassen, um eine Deindustrialisierung trotz Einhaltung

der planetaren Kapazitäten – sowohl in Bezug au Emissionen als auch in Bezug au Ressourcenver-

brauch – zu verhindern. Kurzristig politisch herbeigeührte Deindustrialisierung würde vor allem dazu

ühren, dass Arbeitnehmer*innen ihre Arbeitsplätze verlieren und damit nicht nur in existenzielle Not

geraten, sondern auch die Teilhabe an der Gesellschat verlieren. Ganze Regionen und Gebiete wären

bedroht, das soziale Spaltungspotential ist enorm.

Wohlstandsniveau halten ohne weiteres Wachstum innerhalb der planetaren Grenzen: Wie soll das

gehen?

Das Ziel unser wachstumgsagnostischen Haltung ist der größtmöglicheWohlstand bei bestmöglicher

Verteilung unter Einhaltung der planetaren Grenzen. Daür braucht es aus unserer Sicht drei konkrete

Dinge:

20



Antragstool der BayernSPD
BeschlussW1

1) Demokratische Entscheidung darüber, woür Ressourcen und Emissionskapazitäten verwendet wer-

den: Schaut man sich an, welche Einkommensgruppen ür welchen Anteil von Emissionen verantwort-

lich sind, dann stellen wir schnell est, dass es eine enorme Ungerechtigkeit in der Verursachung der

Klimakrise gibt. Wir wollen daher den Ressourcenverbrauch und die Zuteilung von Emissionen demo-

kratisch und nicht marktwirtschatlich entscheiden: In vielen Bereichen – Luxuskreuzahrten, Privatjets

und ähnliches – lassen sich ohneWohlstandsgeährdungder Vielenmassive Einsparungen vornehmen.

2) Aktive Transormation und Dekarbonisierung: Statt De-Growth braucht es aktive Transormation.

Durch aktives staatliches Handeln, hohe Investitionen und klare Regularien ist es möglich, die Wirt-

schat und auch die industrielle Produktion zu dekarbonisieren. Die Potentiale ür erneuerbare Energi-

en sind nicht ansatzweise ausgeschöpt, die technologischen Entwicklungen ür emissionsärmere und

emissionsreie Produktionstechniken stehen noch amAnang. Ansätze aus der Kreislauwirtschat und

die Forderung nach einer Veränderung von Produktionsverahren hin zu einer Wiederverwendbarkeit

von endlichen Rohstoen ist nicht nur ökologisch sondern auch demokratisch geboten, wenn wir uns

nicht von rohstoreichen, autokratischen Staaten erpressbar machen wollen.

3) Wir wollen die Kreislauwirtschat: Insbesondere ür die Frage der Ressourcen – Rohstoe etc. – ist

die Kreislauwirtschat viel diskutiertes und auch von uns unterstütztes Ziel. Wir wollen diesen Weg

einschlagen und die Industrie durch ordnungsrechtliche Vorgaben zur Kreislauwirtschat verpichten.

Aber die Kreislauwirtschat allein wird dabei nicht der heilige Gral sein: Selbst bei enormen techni-

schen Fortschritt wird es notwendig sein, demWirtschatskreislau immer auch neue Primärrohstoe

zuzuühren, deswegen muss die Regenerationsrate von Primärrohstoen in die demokratisierte Pla-

nung von Produktion integriert werden. Deswegen ist es notwendig, dass dieser Aspekt gemeinsam

mit den beiden vorgenannten umgesetzt wird.

Die Verolgung dieser Ziele kann sowohl zu einem positiven als auch zu einem negativenWirtschats-

wachstum ühren. Dies nehmenwir desinteressiert zur Kenntnis, weil wir uns au unsere anderen qua-

litativen Ziele konzentrieren und diese ins Zentrum unserer Politik stellen.

Produktivkratsteigerung ja – aber nicht wegen Wachstum sondern als Mittel zur Arbeitszeitverkür-

zung

Ein weiterer Aspekt, der im ZusammenhangmitWirtschatswachstum – gerade aus der marxistischen

Theorieheraus–diskutiertwird ist die Fragenachder Produktivkrat derArbeitnehmer*innenundderen

Steigerung. Dazu halten wir olgendes est:
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Es gibt viele gesellschatliche Herausorderungen und Augaben, die wir auch zuküntig nur mit

menschlicher Arbeitskapazität lösen können, dies gilt beispielsweise in der Pege und der Bildung. Die

Steigerung der Produktivkrat der Arbeitnehmer*innen z.B. in der Industrie oder dem Dienstleistungs-

sektor kann hierür Kapazitäten reisetzen. Auch Ingenieurleistungen, die ür die Transormation ele-

mentar notwendig sind, lassen sich nur mit menschlicher Arbeit erledigen. Wir wollen die Produktiv-

kratsteigerung nutzen, um gesamtgesellschatlich in der Lage zu sein, diese Probleme mit mehr Au-

merksamkeit und Kapazität zu adressieren.

Produktivkratsteigerung ist also ür uns grundsätzlich positiv. Aber nicht, weil sie zu einer Steigerung

des Wirtschatswachstums ührt, sondern weil der Anstieg der Produktivität ein starkes Pund in den

Händen der Arbeitnehmer*innen gegenüber denjenigen ist, die ihre Arbeitskrat ausnutzen. Die Forde-

rung lautet: weniger Arbeitszeit bei gleichem Lohn. Von der Steigerung der Produktivkrat – die gleich-

zeitig mit Verdichtung und damit auch mit Belastung der Beschätigten einhergeht – sollten vor allem

die Arbeitnehmer*innen protieren, dann ist sie ür uns auch ein erstrebenswertes Ziel.

(Nicht-)Wachstum international denken

Der globale Norden hat in den letzten Jahrhunderten imVergleich zumglobalen Süden einen enormen

Wohlstandszugewinn erlebt. Die globale Ungerechtigkeit ist dabei aber weiter enorm. Die oben bereits

genannte Demokratisierung von Ressourceneinsatz und Emmissionsausstößen muss nicht nur natio-

nal oder international innerhalb der EU sondern global erkämpt werden. Die Geschichte ist voll von

Ausbeutung des globalen Südens. Daher ist es nur olgerichtig, dass Wohlstandssteigerungen in den

kommenden Jahren mit Priorität im globalen Süden angestrebt werden.

Der Anspruch der Menschen im globalen Süden au eine Erhöhung ihres Wohlstands stellt ür uns ei-

ne genauso harte Grenze ür unseren eigenen Ressourcenverbrauch im globalen Norden dar, wie die

planetaren Grenzen. Eine materielle Wohlstandsmehrung im globalen Norden dar nur dann politisch

gewollt und umgesetztwerden, wenn gleichzeitig die planetaren Grenzen eingehaltenwerden und der

materielleWohlstand im globalen Süden wachsen kann.

Doch sobald ein hohes materielles Wohlstandsniveau auch dort erreicht wurde, ist es olgerichtig wie

ür den globalen Norden auch ür den globalen Süden unsere Sichtweise, dass andere Faktoren und Ar-

gumente in der DebattemehrGewicht bekommen müssen und besser dazu geeignet sind, den Zustand

von Volkswirtschaten zu beschreiben.Wirtschatswachstum sollte unsererMeinung nach generell nur

angestrebt werden, solange diese Zielsetzung auch zu realen, qualitativen Verbesserungen ührt. Wir

erkennen an, dass diese Analyse zwar unserer sozialistischen und internationalistischen Analyse ent-

stammt, wir sie aber dennoch aus der Sprecher*innenposition von Menschen aus einem ehemals ko-

lonialisierenden Staat heraus treen. Deshalb und ganz generell maßen wir uns nicht an, ür die Län-

der des globalen Südens zu sprechen. Augabe unseres politischen Handelns ist es, ausreichend große
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materiell-physikalische Spielräume oen zu halten, innerhalb derer die Menschen im globalen Süden

ihre eigenen politischen Entscheidungen treen können.
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Beschluss
Angenommen in geänderter Fassung

Neustart BayernSPD - endlich konsequent umsetzen

A: Unsere Analyse

Das Ergebnis der Landtagswahl ist bitter, aber nicht überraschend. Für die bayerische Sozialdemokra-

tie ist ein noch schlechteres Abschneiden als bei den Wahlen 2018 atal. Die BayernSPD hat es nicht

geschat, die Arbeitnehmer*innen zu erreichen. Insbesondere au dem Land haben wir keine Rolle ge-

spielt. Unsere Hauptzielgruppe, Arbeiter*innen, Familien, Menschen mit niedrigem und normalem Ein-

kommen, deren Leben wir verbessern wollen durch eine gerechtere Politik, haben in zu großer Zahl die

demokratieeindliche AD der Sozialdemokratie vorgezogen. Dem populistischen, rassistischen und se-

xistischenWahlkampderAD, CSUund FreienWählernwusste die BayernSPDnichts entgegenzusetzen.

Wir haben keine überzeugende Geschichte erzählen können, die die Bürger*innen erreicht hätte.

Die Parteien der aktuellen Ampelkoalition haben sowohl in Hessen als auch in Bayern Prozentpunkte

verloren. In Bayern verpasste die FDP sogar denWiedereinzug in den bayerischen Landtag.

Es braucht eine schonungslose Auarbeitung desWahlkampes, die Fehler klar benennt und dieMitglie-

der in den Prozess einbindet.

DerWahlkamp der BayernSPD war au den Spitzenkandidaten Florian von Brunn zugeschnitten, der es

auch als Fraktionsvorsitzender im bayerischen Landtag über die vergangenen ün Jahre nicht geschat

hat, Bekanntheit auzubauen. Diese Problematik ührte zu einem Wahlkamp ür eine Person, die in

der Fläche Bayerns gänzlich unbekannt war. Zusätzlich wurde die Kampagne und die Themen in einem

kleinen Entscheidungskreis bestimmt, ohne die Mitglieder einzubinden und ür die Themen und der

Kampagne zu begeistern. So konnte auch das dauerhate CSU-bashing nicht verhindert werden, dass

die gesamte Kampagne über im Fokus stand und vielen Menschen negativ augeallen ist.

In den vergangenen ün Jahren wurde es verpasst, in die Strukturen - gerade au dem Land - Zeit zu

investieren und diese zu estigen und zu unterstützen. Die Kandidierenden haben, gemeinsammit den

Ortsvereinen und ehrenamtlichen Heler*innen ihr Bestes gegeben. Leider konnte dieser unermüdliche

Einsatz die Strukturschwäche der Gesamtpartei auch nicht auangen. Die Mitglieder haben den Glau-

ben an die BayernSPD verloren und daran, dass sie eine Vision ür ein gerechteres und bezahlbares Bay-

ernmit Leben üllen kann. Die Themen der Kampagne wurden zu spät gesetzt. Es wurde verpasst, diese

in das Gesamtbild und die Gesamterzählung der sozialdemokratischen Forderungen einzubetten.

Nicht zuletzt spielte auch die Politik der Ampelkoalition und die Unzuriedenheit mit eben dieser

Bundesregierung im Wahlkamp eine Rolle. Die Schuldenbremse, der Sparzwang und die Tatsache,

dass die Menschen mehr Zukuntsängste haben und weniger Geld in ihrem Geldbeutel trotz einer
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sozialdemokratisch-geührten Regierung. Der Ampelkoalition ist es nicht gelungen, diese Ängste zu

adressieren und die Situation der Menschen zu verbessern.

Und anstatt die Fehler der Bundesregierung zu kritisieren, stellte sich die Spitze der Bayern-SPD groß als

Kanzlerpartei dar und das, obwohl die Umragewerte im Keller waren und die Ampel Regierung beson-

ders in Bayern um Zustimmung ringt.

Außerdem versagte die SPD völlig im Management der Aäre rund um das antisemitische Flugblatt in

Aiwangers Schultasche. Die Chance, zunehmenden Antisemitismus in der Gesellschat hervorzuheben

und zu problematisieren wurde verpasst. Die Partei konnte der Wähler*innenschat nicht vermitteln,

dass es ihr tatsächlich viel mehr um die Sache als um politisches Kapital ging.

B:Wir brauchen eine radikalen Neustart BayernSPD

Die Landtagswahl, das desaströse Ergebnis, das Schlechteste in der Geschichte der bayerischen Sozial-

demokratie, und die niedergeschlagene Stimmung an der Parteibasis haben gezeigt, dass es so nicht

weitergehen kann.

Die BayernSPDbraucht einenNeustart! Die Entwicklungender letzten Jahre, die imWahlergebnis dieses

Jahres gipelten, zeigen, dass es ein “Weiter so!” au keinen Fall geben dar.

Nach der Landtagswahl hat Bayern seine linke Stimme verloren - eine übergroßeMehrheit des Landtags

besteht nun aus Konservativen und Rechtspopulisten und die stärkste Opposition bildet eine rechtsex-

treme neonazistische Partei. Im Kamp gegen eben jene Kräte - gegen Rechts und ür die Demokratie

- braucht es eine starke Linke. Und im Einsatz ür die richtigen Themen, ür ein “bezahlbares Bayern”,

ür aire Löhne, bezahlbare Mieten und eine gerechte Gesellschat, braucht es eine Partei, die sich um

Menschen statt umMandate kümmert.

Undwer,wennnichtdie Sozialdemokratie, soll dieseRolle einnehmen?Die SPDkannanders, dasbeweist

uns dieGeschichte.Wir kommenaus der Arbeiterbewegung,wir beruenuns au linkeWerte,wirwollen

das Leben der Vielen verbessern.

Damitwir daswieder glaubhat vermitteln, unsere Basismit einemAubruchsgedankenmotivieren und

Politik ür die Menschen auch mit notwendigen Mehrheiten erstreiten können, braucht es einen Neu-

start. Statt politischer Insolvenzverwaltung, die das Verschwinden der Sozialdemokratie und eine große

Geahr ür die Demokratie in Bayern bedeuten würde, kämpen wir ür radikale Veränderungen in der

BayernSPD, die ab soort umgesetzt werden müssen!

C: Die Partei die wir wollen:

Wir ordern als Jusos Bayern einen Neustart, der die Beteiligung der Mitglieder ins Zentrum stellt. Ei-

ne vermeintliche Auarbeitung hinter verschlossenen Türen, an der hauptsächlich Vorstandsmitglieder

beteiligt sind, lehnen wir ab. Basierend au unserer Analyse der Fehler, die in den vergangenen Jahren

– und nicht nur in der Kampagne zur Landtagswahl gemacht wurden – schlagen wir eine inhaltliche

Neuausrichtung vor, die sich an den ün olgenden Punkten orientiert:

• Mitglieder rst!
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Das wichtigste Kapital der BayernSPD sind ihre stolzen Mitglieder. Wir sind Teil der Bewegung, die mit

ihren Mitgliedern den 8-Stunden-Tag erkämpt und im Landtag und im Reichstag den Nazis die Stirn

geboten hat. Die aktuelle Spitze der BayernSPD hat es jedoch verpasst, diese Mitglieder anzusprechen

und einzubinden. Statt Führung von obenwollenwir eine Bewegung von unten. Unseremehr als 50.000

Mitglieder sollen sich wieder mit der BayernSPD identizieren. Überzeugung entsteht durch die Erah-

rung, dass die eigene Perspektive und das eigene Engagement wichtig ist und gesehen wird. Wenn wir

selbst es nicht schaen, die eigenenMitglieder zu überzeugen, wie sollen diese dann dieWähler*innen

von der SPD überzeugen?

Konkret wollen wir:

Für den SPD Landesvorstand:

• Der Landesvorstand der BayernSPDmuss regelmäßiger tagen. Dort müssen politische und strate-

gische Fragen oen diskutiert und entschieden werden.

• Der Landesvorstand ist nach dem Landesparteitag das höchste Beschlussassende Gremium. Wir

erwarten, dass Entscheidungen über Ausgaben und langristige Finanzen auch in diesem Gremi-

um getroen werden

• Der Landesvorstand ist ein Gremium der BayernSPD und nicht mit der

Landtagsraktion gleichzusetzen.Wir setzen uns daür ein, in Zukunt weniger Abgeordnete im Landes-

vorstand zu haben, um neben Funktionär*innen auch ehrenamtliche Mitglieder stärker einzubinden.

Gleichzeitig dar der Landesvorstand nicht zum Sprungbrett verkommen.

• Der Landesvorstandmuss einGremiumwerden, indemgearbeitetwird. Sollte dies inder aktuellen

Größe unmöglich sein, setzen wir uns ür die Verkleinerung des Gremiums ein

• Das Präsidium ist ür die alltäglicheArbeit der BayernSPDverantwortlich undbeugt, Entscheidun-

gen zu treen. Aus den Treen des Präsidiumsmuss in Zukunt an den gesamten Landesvorstand

berichtet werden, um eine Einbindung in die

Vorstandsarbeit zu gewährleisten

Einbindung der Mitglieder und Ortsvereine:

• MehrdurchdieBayernSPDorganisierteundentwickelteMitmachmöglichkeitenvorOrtunddirek-

te Beteiligungsmöglichkeiten derMitglieder. Beispiele hierür sind neben Kongressen auch UBKV-

Schalten,Weiterbildungsmöglichkeiten, Seminare und Rethorik-Workshops

• Einen Zukuntskongress, bei dem sich die Mitglieder direkt in die Neuausrichtung der BayernSPD

einbringen können. Der Zukuntskongress soll nicht nur durch die Parteispitze, sondern gemein-

sammit dem ganzen Landesvorstand und den Arbeitsgemeinschaten ausgerichtet werden.

• die Gremienarbeit der BayernSPD ist häug zu kurzristig und amilienunreundlich. Eine unserer

Hauptzielgruppen sind Familien. Durch unsere aktuelle Vorgehensweise nehmen wir ihnen die

Möglichkeit sich in der Partei ederührend einzubringen
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• Für zuküntige Kampagnen soll esMöglichkeiten der Einbringung geben und auch die Vorstellung

der Kampagne und der Inhalte muss neben den Kandidierenden auch den Mitgliedern vorab zu-

gänglich sein

• Mehr Wertschätzung der Mitglieder, indem ihre Stimme wirklich gehört wird. Schluss mit der

Scheinbeteiligung!

Strukturen verändern:

• wir wollen die Wahltermine innerhalb der Untergliederungen der BayernSPD vereinheitlichen,

sodass Hauptamtliche entlastet werden, Bildungsprogramme entsprechend angeboten wer-

den können und Delegiertenlisten eine längere

Gültigkeit haben

• Wahlen in allen Ortsvereinen in Bayern in einem Zeitraum und anschließenden Bildungsangebo-

ten, die terminlich schon eststehen

• Wahlen in Unterbezirken und Kreisverbänden in Bayern in einem bestimmten Zeitraum

• Wahlen in den Bezirken in einem bestimmten Zeitraum

So schaenwir auch eine ür unsereMitglieder nachvollziehbare Terminierung und können uns auDe-

legiertenlisten und gewählte Vorstände verlassen. Zusätzlich können entsprechend au diese Ebene ab-

gestimmte Bildungsangebote geschaen werden.

• Politik ür unsere Leute – radikaler Fokus aumaterielle Themen

Gerade in Zeiten von immer größerer Spaltung zwischen Arm und Reich bleiben viele unserer Leute

au der Strecke. Wir wollen eine bayerische SPD, die niemanden allein lässt und diejenigen in den Mit-

telpunkt stellt, die darau angewiesen sind, mit ihrer Hände und Köpe Arbeit ihren Lebensunterhalt

zu bestreiten. Wir wollen das Vertrauen unserer Leute in uns und in den Sozialstaat zurückgewinnen,

nicht mit zentralisierten Kampagnen von oben, sondern mit vielen kleinen Initiativen vor Ort. Arbeit-

nehmer*innen haben Rechte und die erkämpen wir gemeinsam mit ihnen in der Kneipe, im Betrieb

und im Parlament. Durch eine Politik, die wirtschatlichen Abstieg verhindert, bekommen wir auch die

Rechtspopulisten in Bayern wieder klein.

Konkret wollen wir:

• Forderungen wie bezahlbaren Wohnraum oder bezahlbare Energie stärker in eine Gesamterzäh-

lung integrieren und zeigen, dass wir eine Gesamtanalyse haben, die wir mit konkreten Forderun-

gen hinterlegen.

• Mehr Druck au die SPD im Bund aubauen, sozialpolitische Themen in der Ampel konsequenter

und umangreicher durchzusetzen.

• Neue verteilungspolitische Instrumentewie beispielsweise dasGrunderbe, um zu zeigen, dasswir

eigene politische Ideen entwickeln und nicht nur Forderungen wiederkauen.

• Stadt und Land – Hand in Hand
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Viele von unseren Leuten in den Städten haben das Vertrauen in uns verloren. Zugleich droht die Sozial-

demokratie in ländlichen Regionen komplett zu verschwinden. Demwollen wir durch eine klare Strate-

gie ür die Städte sowie den ländlichen Raum entgegenwirken. Wir sind keine zentralisierte Partei von

oben, sondern eine starke Stimme vor Ort, die die lokalen Sorgen und Probleme au dem Schirm hat.

Gleichzeitig sind wir nicht inhaltlich beliebig, sondern arbeiten mit einem übergeordneten politischen

Ziel.

Die Kommunalwahlen 2026 werden die BayernSPD au eine harte Probe stellen. Insbesondere au dem

Land haben wir kein Mittel, um gegen die konservativen zu punkten und in den Städten verlieren wir

regelmäßig gegen die Grünen. Als gesamte Partei braucht es eine rühzeitig entwickelte Strategie und

Unterstützung von der Landesebene ür die Kommunen, damit wir einen starken Wahlkamp vor Ort

machen können und unsere Genoss*innen in Gemeinde- und Stadträte, sowie Kreistage bringen und

auch unsere Bürgermeister*innen Unterstützung erahren. Daür braucht es einen Austausch zwischen

Kommunalpolitiker*innen und inhaltliche Angebote und Abstimmungsmöglichkeiten in den Kommu-

nen.

Konkret wollen wir:

• lokale Initiativen und Projekte unserer Kreisverbände und Strukturen vor Ort mit Ressourcen und

Reichweite der Bayern SPD unterstützen, wenn sie in unsere Gesamterzählung passen.

• Regelmäßig stattndende Vernetzungsormate ür Großstädte sowie den ländlichen Raum, um

sich über die jeweils spezischen Herausorderungen und Erahrungen zu Lösungswegen auszu-

tauschen.

• Unsere Verankerung vor Ort nutzen und unsere Bürgermeister*innen und Kommunalpolitiker*in-

nen strukturiert einbinden, wenn wir politische Strategien entwickeln

• eine Strategie zum Umgangmit der AD vor Ort

• Eine Strategie der Gesamtpartei zu den Kommunalwahlen 2026

• Partei als gesellschatliche Bewegung verstehen

Wir müssen wieder stärker mit gesellschatlichen Akteur*innen zusammenarbeiten. Wir wollen nicht

nur ür die SPD werben, sondern vor allem inhaltliche Ziele erreichen. Wir stellen durch eine erolgrei-

che Oppositionsarbeit im Land und durch konkrete Bündnisse und Initiativen vor Ort Vertrauen wieder

her und etablieren langristige Kooperationen und Zusammenarbeit.Wir entwickeln eine Strategie, um

unsere Arbeit enger mit der Arbeit von Sozialverbänden, Gewerkschaten, etc. zu verzahnen.Wir setzen

den Kamp gegen Rechts ganz oben au unsere Agenda, im Parlament in unseren politischen Positionie-

rungen aber vor allem auch deutlich sichtbar au der Straße.

Konkret wollen wir:

• uns wieder lauter und okussierter an zivilgesellschatlichen Bewegungen und Bündnissen betei-

ligen.

• insbesondere den zivilgesellschatlichen Kamp gegen Rechts in den vielältigen Kooperationen

vor Ort als Bayern SPD unterstützen.
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• oener sein ür zivilgesellschatliche Akteur*innen, diemit spezischen Expertisen und ihremPro-

l das inhaltliche und personelle Angebot der Bayern SPD verbessern können.

• die Weiterührung der Unterstützung ür Endstation Rechts. Dieser Verein leistet eine starke an-

tiaschistische Arbeit und muss auch in den kommenden Jahren unterstützt werden bei diesem

Engagement

• Ein neues Miteinander – Solidarität beginnt in der eigenen Partei

Wir wollen endlich die Polarisierung nach der engen Entscheidung und harten Auseinandersetzung um

den Parteivorsitz der BayernSPD 2021 überwinden.Wir stehen vor so großenHerausorderungen, sodass

wir wirklich jede Person brauchen, wir wollen alle Interessen einbeziehen. Während wir intern streiten

und um Mandate kämpen, wird die politische Rechte stärker. Schlagkrat und Erolg ür unsere politi-

schen Ziele entwickeln wir nur gemeinsam mit einer oenen Mitmachkultur, ehrlichem und konstruk-

tivem Feedback und einer breit getragenen inhaltlichen Grundlage.

Organisatorische und strukturelle Neuaustellung

Als Sozialdemokratische Partei habenwir von unserer Substanz gezehrt. Notwendige strukturelle Reor-

menwurden verschoben oder ignoriert. Ergebnisse rüherer struktureller Debatten innerhalb der Partei

und der Organisationskommission anden keine Umsetzung. Daher nden wir uns nach der Landtags-

wahl in einer Realität wieder, die uns zeigt, dass unsere althergebrachten Formen der Organisation und

Struktur weder kampagnenähig noch tragähig und nicht im geringsten belastbar sind.

Es ist deshalb an der Zeit, die organisatorischen Fundamente der Partei kompromisslos umzustrukturie-

ren und zu verbessern, bereits angestoßene Strukturprozesse in der SPD umzusetzen. Auch die Struk-

turen unseres eigenen Verbandes haben dabei noch Optimierungsbedar. Wir werden uns daür einset-

zen, dass ehrenamtliches Engagement und hauptamtliche Strukturen zielgerichtet zur Ermöglichung

von Kampagnenähigkeit, kreativer Entaltung, demokratischer Teilhabe und Belastbarkeit umgebaut

werden.

- Es braucht eine Bestandsaunahme der aktiven und inaktiven Strukturen und Gliederungen der Bay-

ernSPD, um Strukturmaßnahmen dort umzusetzen, wo sie am dringendsten gebraucht werden. Und

gezielt anzupassen

-Wir müssen Verband und Partei im Hinblick au die Kampagnenähigkeit und demokratische Teilhabe

umstrukturieren und die Ergebnisse der OrgaKom konsequent umsetzen

- Zur Umsetzung von Parteireormbeschlüssen wollen wir ein Monitoring

D: Faschisten raus aus den Parlamenten mit konsequenter materialistischer Politik

Eine rechtsextreme und eine rechtspopulistische Partei sind bei der Landtagswahl als Gewinnerinnen

hervorgegangen. Unsere Analyse ür die steigende Abwendung von demokratischen Parteien ist die

Frustration der Bevölkerung über ökonomische Ungleichheit und Abstiegsängste, verbunden mit der

Anerkennung, dass nationalistisches Gedankengut in Deutschland niewegwar und inweitenTeilen der

Gesellschat anschlussähig ist. Dahingehend lässt sich auch eine zunehmend globalisierungskritische
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Einstellungerkennen.Damitmobilisiert dieADverschiedeneZielgruppenundmissbrauchtökonomisch

enttäuschteWähler*innen ür ihre nationalistische Hetze.

Die derzeitige Bundesregierung ist durchzogen von verkorksten Projekten. Durch die große ideologische

Bandbreite, die die Ampel abdeckt, sind wirkliche Fortschritte der sogenannten „Fortschrittskoalition“

in keiner Richtung möglich. Die SPD wird zwischen dem grünen Heizungsgesetz und dem gelben Spar-

diktat zerrieben und bringt zu wenig ökonomische Vorschläge ein. Dies ührt zu einer massiven Unzu-

riedenheit unserer Leute. Eine sozialdemokratische Regierung, die keine materiellen Verbesserungen

erzielt, erzeugt Frustration, die noch durch mediale Berichte über den “Ampel-Streit” angeheizt wird.

Multiple Krisen haben insbesondere diejenigenmit geringemEinkommenundVermögen in unserer Ge-

sellschat an den Rand der Existenz getrieben. Die AD schat es, in diesen Bevölkerungsgruppen durch

Hetze und destruktive Kampagnen die berechtigteWut derMenschen ür sich zu nutzen. Auch als Jusos

habenwir es in den letzten Jahren otmals verpasst, die Themen zu adressieren, die ein Großteil unserer

Zielgruppe als drängend erlebt. Otmals werden wir öentlich au Themen reduziert, die gemeinhin als

Teil eines Kulturkamps beschrieben werden.Wir halten daran est, dass Themen wie

Selbstbestimmung und Gleichberechtigung aller Geschlechter wichtige Themen sind.

Unsere Antwort ist also nicht, diese Themen weniger stark zu bearbeiten. Unsere Antwort hierau ist,

diematerielle Dimension dieser Fragestellungen stärker zu betonen und darüber hinausmaterielle The-

men wieder stärker in unsere Arbeit und vor allem unsere Kampagnen und in unsere Öentlichkeitsar-

beit auzunehmen. Eine weitere und bisher von uns Jusos in der Analyse vernachlässigte Grundlage ür

den Erolg der AD sind die Abstiegsängste vonMenschenmitmittlerem Einkommen. Unsere sozialpoli-

tischenMaßnahmen und Forderungen adressieren vor allemMenschenmit niedrigem Einkommen und

in Armut.Während wir auch in dieser Gruppe kaum eine Verbesserung des Lebens erreichen, vergessen

wir diejenigen zu adressieren, die zwar über mittlere Einkommen verügen, aber sich dennoch berech-

tigte Sorgen um ihre ökonomische Sicherheit machen. Menschen, die AD wählen oder es in Erwägung

ziehen, benden sich überwiegend nicht in einer nanziell prekären Situation, aber sie ühlen sich vor

möglichen Krisen in der Zukunt nicht ausreichend geschützt.

WeltweiterWettbewerb verstärkt Unsicherheiten und Abstiegsängste. Auch ist diese Gruppe stark von

Steigerungen der Lebenshaltungskosten betroen, auch sie erleben, dass der Erwerb von Wohneigen-

tum ür sie vermutlich niemals möglich sein wird. Daraus resultiert ein Erleben der Verschlechterung

der eigenen ökonomischen Situation gegenüber der Elterngeneration.

Diese Unzuriedenheit wird von uns Jusos politisch bislang nicht ausreichend adressiert, unsere Sozial-

politik bezieht sich vor allem au die untersten Einkommen. Daher müssen wir neben sozialpolitischen

Maßnahmen auch deutlich verstärkt verteilungspolitische Instrumente in den Diskurs einbringen. Da-

bei wollen wir nicht nur von ganz oben nach ganz unten umverteilen, sondern wir wollen ganz oben

wegnehmen und es allen darunter geben. Der Verteilungskonikt verläut zwischen den reichsten 10%

und den anderen 90%, nicht nur zwischen den reichsten und ärmsten 10%.

Wir als Jusos Bayern stellen uns entschieden gegen die Entwicklungen, welche den sozialen Abstieg von

Millionen bei gleichbleibenden Reichtum derWenigen billigend in Kau nimmt. Bereits im vergangenen

Herbst habenwir au die Geahr von rechts in ökonomischen Krisen hingewiesen und uns in Bündnissen

wie Genug ist Genug eingebracht. Die Entwicklungen haben uns Recht gegeben. Deswegen bekrätigen
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wir unsere Forderung, die programmatische Entwicklung der SPD auBundesebene sowie der Bundesre-

gierung verstärkt an materiellen Fragen auszurichten und den Sozialstaat wieder sichtbar und spürbar

zumachen. Es gilt die ökonomischeAbsicherung derMenschen in denVordergrund der Politik zu stellen.

Egal ob in der Bildungspolitik, beim bezahlbarenWohnen oder derMobilitätmüssenwir Verteilungsra-

gen klar adressieren und materialistische Politik umsetzen.

Unabhängig von allen materiellen Fragen spricht die AD auch einen Teil der Bevölkerung an, der oen

rechtsextrem ist und eine Abschaung unserer Demokratiewill. Demwerdenwir uns auchweiterhin an

der Seite von Antiaschist*innen in Bayern und darüber hinaus au der Straße und im Parlament entge-

genstellen. Wir werden die Normalisierung von Rechtsextremismus nicht hinnehmen und immer laut

widersprechen. Wir beteiligen uns an Demonstrationen und Blockaden gegen rechte Aumärsche und

werden in unserem Umeld nicht müde, au die aschistische Ausrichtung der AD hinzuweisen.

Aus vielen Teilen der Partei hören wir Stimmen, die ordern, dass wir das Thema Migration nun stärker

ins Zentrum rücken und mit einem schäreren Kurs adressieren müssen. Dem werden wir uns mit al-

ler Krat entgegenstellen. Die Narrative, dass Geüchtete den “einachen Leuten” dieWohnungen oder

Arbeitsplätze wegnehmen, sind schlicht alsch. Ja, wir benden uns in einem Verteilungskamp in un-

serer Gesellschat. Und ja, diese Verteilungskämpemüssenwir hart ühren. Aber der Verteilungskamp

daraus sozialdemokratischer Sichtnicht zwischenArbeiter*innenundGeüchteten, sondernmuss zwi-

schen den reichsten 10% und den übrigen 90% geührt werden.Wohnraum steht immer noch leer, weil

Spekulation mehr Geld bringt als Vermietung. Neue Bauprojekte werden aus Renditegründen einge-

stampt, den Kommunen und Ländern ehlt das Geld ür neue Bauprojekte. Das Problem sind nicht die

Geüchteten, das Problem sind die Superreichen in unserem Land. Die Haltung der Sozialdemokratie

muss klar sein: Say it loud, say it clear, reugees are welcome here!

E: Forderungen an uns selbst - Wo wir stärker und besser werden müssen

Die Jusos sind das linke Gewissen der SPD. Wir setzen an uns den Anspruch als Jungsozialist*innen, die

Sozialdemokratie an ihre Augabe als Vertreterin der Arbeiter*innenschat, der Leutemit niedrigemund

mittlerem Einkommen und derer, die in unserer Gesellschat abgehängt und vergessen werden. Zeit-

gleich sehen wir uns Jusos ls Stimme der Jugend in unserer Partei - als die Stimme ür Schüler*innen,

Azubis und Studierende und ür die Belange junger Menschen und ihrer Zukunt. Wir partizipieren an

der parteiinternenDemokratie, umanDebatten teilzunehmen, in die Partei hinein zuwirkenundunsere

Inhalte durchzusetzen.

Wir sind Teil von Bewegungen au der Straße und nehmen an zivilgesellschatlichen Debatten teil. Wir

sind stark, weil wir viele sind und sich unsere engagierten Mitglieder vor Ort einbringen.

In den vergangenenMonaten habenwir gesehen, dass wir diese Stärke nichtmehr in demMaße ental-

ten können, wie wir es einmal konnten.

In parteiinternen Debatten und au Parteitagen sehenwir, dass wir nichtmehr so präsent innerhalb der

SPD sind, wie wir es einmal waren. Personaldebatten und Auseinandersetzungen in der Vergangenheit

haben unsere Stellung geschwächt. Wir wollen als Jugendverband wieder eine stärkere Rolle innerhalb

der SPD einnehmen und als linkes Gewissen verstanden werden, das die progressiven Kräte in der Par-

tei einen und den Kurs der Partei hin zu einer Ausrichtung bewegen kann, der die Antworten au die

Fragen unserer Zeit gibt. Dazu wollen wir au Bayern-Ebene, in den Bezirken und den Unterbezirken in

der Partei arbeiten und uns in Gremien und an inhaltlichen Debatten beteiligen. Durchmehr personelle
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Kontinuität und geregelte Übergabeprozesse wollen wir ein besseres Wissensmanagement über Parti-

zipation in der SPD erreichen und uns besser au die innerparteiliche Arbeit einstellen. Zudem wollen

auch wir unseren Fokus au die Beantwortung vonmaterialistischen Fragen legen undwirtschats- und

sozialpolitischen Ungleichheit bekämpen, so wie wir es von der Partei erwarten.

Die U18Wahlen haben gezeigt, dass auch bei Jugendlichen der Rechtspopulismus und Rechtsextremis-

mus immer mehr verängt. Die Ergebnisse der Landtagswahl haben gezeigt, dass die SPD bei den jün-

gerenWähler*innen die schlechtesten Ergebnisse geholt hat.

Wir müssen uns als Verband wieder darum bemühen, den jungen Menschen und ihren Interessen eine

Stimme zu geben.Wirwollen Zukuntsperspektiven schaenund Lösungen auzeigen, ür die Probleme,

die junge Menschen aktuell bisweilen an Politik und an älteren Generationen verzweieln lassen.

Zudem wollen wir unsere Verbindung zu zivilgesellschatlichen Bewegungen und zur Klimabewegung

wieder stärken. Als Jugendverband sehenwir unsere Rolle nicht nur innerhalb der Partei, in derwir Kurs-

korrekturen erreichen wollen, sondern auch in Bewegungen und au der Straße, um Druck von außen

au die politischen Entscheidungsträger*innen auszuübenund denDiskursmitzuprägen. An dieser Dop-

pelstrategie halten wir est.

Wir Jusos stehen Schulter an Schulter mit der Gewerkschatsjugend. Die Interessen der arbeitenden

Klasse sind die, die wir als Jusos und SPD vertreten müssen.

Gerade ällt au, dass die SPD schon seit langer Zeit keine Arbeiter*innenpartei ist. Doch gerade diese

Verantwortung ist uns historisch gewachsen, wir wollen ein besseres Leben ür die Vielen!

Wir müssen es als Jusos schaen, den Arbeitskamp der Gewerkschatsjugend zu unterstützen und zu

stärken, au die Art undWeise, wie sie uns braucht und will.

Wir müssen als SPD wieder an den Punkt gelangen, an dem wir als verlässliche Partnerin der Gewerk-

schaten im Parlament angesehen werden. Wir als Jusos sind mitverantwortlich daür, die SPD wieder

an diesen Punkt zu bringen. Unter anderem müssen wir daür die Stimmen von Menschen mit und in

Ausbildung in unserer Partei und auch bei uns Jusos wieder stärker hörbar machen.

Wir müssen unsere Strukturarbeit verbessern. In ganz Bayern haben zahlreiche Jusos ür Landtag und

Bezirkstage kandidiert.Wir wollen diese engagierten jungenMenschen stärker in unseren Verband ein-

binden. Unsere Jugendwahlkampagne hat gezeigt, dass sich die Juso-Strukturen vor Ort in Bayern stark

unterscheiden. Insgesamt haben wir einen Rückgang aktiver Strukturen zu verzeichnen. In manchen

Gegenden haben wir besonders wenige aktive Unterbezirke. Das müssen wir ändern! Wir wollen Ju-

soarbeit wieder attraktiv machen und Möglichkeiten und Angebote schaen, die junge Menschen ür

Politik begeistern und es ihnen ermöglichen, sich aktiv au allen Ebenen einzubringen.

Wir wollen unsere Mitgliederstrukturen reaktivieren, unsere Funktionär*innen besser ausbilden - orga-

nisatorisch wie inhaltlich - und neue Mitglieder erreichen. Unser Ziel ist es, die Strukturen der Bezirke,

Unterbezirke und Kreisverbände wieder stärker an die Jusos Bayern zu binden und untereinander zu

vernetzen. Daür werdenwirmit inhaltlichen Debatten, die wir bei den Jusos Bayern ühren, zu unseren

Untergliederungen vorOrt gehenund inAbsprachemit denBezirkenDiskussionsangebote schaen.Wir

wollen direkt mit unseren Mitgliedern ins Gespräch kommen und über inhaltliche Debatten Identika-

tion mit den Jusos Bayern schaen.
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Y2

Beschluss
Mit Änderungen angenommen

Es reicht! Restriktive Migrationspolitik nicht mit uns!

Wir ordern die BayernSPD au, sich zu ihrer Beschlusslage zu bekennen und sich kritisch zum

Vorstoß von Ola Scholz zu äußern. Au dem letzten Landesparteitag im Mai 2023 hat die BayernSPD

beschlossen: “Der Landesparteitag bekrätigt, dass die BayernSPD mit ihren sozialdemokratischen

Grundwerten ür internationale Solidarität und gegen

Abschottungspolitik steht. Sie tritt ein ür ein Europa der Menschen und nicht der Mauern und Stachel-

drähte. Abschiebungsdebattenwecken alsche Erwartungen, lösen aber keine Probleme. Solche rechten

Narrative werden von der BayernSPD weiterhin abgelehnt. Die

BayernSPD steht auch solidarisch an der Seite der Seenotrettung und ihrer Organisationen.”

Wir ordern die SPD-Bundestagsraktion au, die Rhetorik des Kanzlers nicht hinzunehmen und die re-

striktive Politik im Parlament nicht mitzutragen. Dies gilt insbesondere ür diejenigen, die ür sich den

Anspruch erheben, als Juso-Abgeordnete im Parlament zu sitzen.

Wir ordern alle Mitglieder der SPD in Bayern und Deutschland au, sich unserem Kamp gegen den

Rechtsruck in der Gesellschat und eine Verschärung der Rhetorik anzuschließen.

Für uns ist klar:

• Die SPD steht nicht hinter der von Ola Scholz angeschlagenen Rhetorik. Als internationalistische

und sozialistische Bewegung stehen wir auch in unserem öentlichen Autreten an der Seite Ge-

üchteter und stehen klar zu Zuwanderung und Migration.

• Abschiebungen und Bezahlkarten – die als Forderungen vor allem aus den Bundesländern kom-

men – sind nichts als populistische Augenwischerei. Es gibt keinen wissenschatlichen Beweis ür

“Pull-Faktoren”. All die vorgeschlagenen Maßnahmen werden keinerlei Auswirkungen haben.

• Das Augreien rechter Erzählungen hilt einzig und allein den Rechten.

• Wer die Lage der Menschen in Deutschland verbessern möchte, dar nicht Minderheiten gegen-

einander ausspielen, sondern muss die Verteilungsrage stellen.

• Scholz begibt sich au einen geährlichen Pad des Populismus, weil er weniger Migration ver-

spricht, aber nicht erklärt, wie das erreicht werden kann. Gleichzeitig schlägt er einen Ton an, der

Fremdeneindlichkeit Tür und Tor önet. Am Ende protiet davon nur die AD.
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Rote Linien sind überschritten

Die Ankündigungen von Ola Scholz in den Medien, dass die Bundesregierung eine restriktive Migrati-

onspolitik einschlagen und durchsetzenwill, überschreiten rote Linien und gehen auch über das hinaus,

was im Koalitionsvertrag aus unserer Sicht bereits als äußerst kritische Position estgehalten wurde. In-

halte, die wir über Jahre als Sozialdemokratie verteidigt und als Jusos hochgehalten haben, werdenmit

Füßen getreten. Rote Linien scheint es insbesondere in der Rhetorik nicht mehr zu geben. Menschlich-

keit scheint kein Kriterium mehr zu sein. Gleichzeitig verwendet er eine populistischen Sprache, zum

Beispiel indem er von irregulärer Migration spricht. Es bleibt aber unklar, was damit gemeint sein soll,

da das Grundrecht auAsyl sowohl imGrundgesetz als auch in denGener Flüchtlingskonventionen ver-

briet ist. Durch diese Sprache bereitet er Rechtspopulismus weiter das Feld.

Die Aussage, die Partei stehe hinter diesempolitischen Kurswechsel, ist alsch. Überall in der SPD gibt es

Menschen, denen insbesondere dieMigrationspolitik wichtig ist. Viele Austrittswellen in der SPDwaren

bisher das Ergebnis von ausgrenzender Politik gegenüber Menschen, die zu uns kommen und bei uns

leben wollen.

Seit Jahren ist es weithin bekannt, dass das Augreien von Forderungen und Erzählungen von rechten

und ausländereindlichen Gruppierungen nicht dazu beiträgt, diese Gruppierungen zu schwächen, son-

dern dazu, dass diese Gruppierungen gestärkt werden.

Der Zeitpunkt der Ankündigung dieses radikalen Kurswechsels in derMigrationspolitik der SPD erweckt

den Anschein, dass die Stimmungsmache rechtsradikaler Parteien wirkt. Es scheint, als würden die

Forderungen der gesellschatlichen Rechten nun von einer sozialdemokratischen Regierung umgesetzt

werden.

Nationale Abschottung löst kein einziges Problem

Ola Scholz suggeriert in seinem Interview, dass wir die “Probleme” in der Migrationspolitik durch na-

tionale Maßnahmen lösen können. Diese Idee ist genauso geährlich wie absurd. Erst kürzlich wurde

angekündigt, dass im Rahmen von GEAS der europäische Kurs verschärt wird, darin enthalten sind z.B.

Asylverahren an den EU-Außengrenzen, die Verschärung des Auenthaltsrechts und eine weitere Ab-

schottungspolitik. Auch dagegen hat sich die BayernSPD au ihrem Landesparteitag klar positioniert.

Nun legt die

Bundesregierung mit nationalen Maßnahmen nach, während die Probleme au europäischer

Ebene weiterhin nicht gelöst sind - das GEAS-Verahren bendet sich derzeit weiterhin im Trilog. Lager

und Schnellverahren an den EU Außengrenzen lehnenwir ab. Asyl ist ein individuelles Recht. Basierend

au der Herkunt, die Erolgswahrscheinlichkeit zu beurteilen, widerspricht die Idee, jede individuelle

Situation einzeln zu prüen.

Lager und Schnellverahren an den EU-Außengrenzen lehnen wir ab. Schon in Deutschland werden - je

nach Jahr - 30 bis über 50 Prozent der Ablehnungen von Gerichten wieder einkassiert, weil sie ehler-

hat oder alsch sind. Und die Asylverahren in Deutschland dauern meist sehr, sehr lang. Die Vorstel-

lung, dass es in Lagern an den Außengrenzen, weit weg von zivilgesellschatlicher Kontrolle, plötzlich in

Schnellverahren unktionieren soll, ist im besten Fall naiv.

Das Recht au Asyl ist ein individuelles Recht. Basierend au der Herkunt, die Erolgswahrscheinlichkeit

zu beurteilen, widerspricht die Idee, jede individuelle Situation einzeln zu prüen.
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Vielach haben Studien belegt, dass es Pull-Eekte nicht gibt. Die in seinem Interview diskutiertenMaß-

nahmenwerden niemanden davon abhalten, die otmals sehr geährliche Flucht nach Deutschland au

sich zu nehmen. Wer die Anzahl Geüchteter reduzieren will, muss Fluchtursachen bekämpen, nicht

Geüchtete. Fluchtursachen werden sich nicht zuletzt augrund der Klimakrise noch deutlich verschär-

en.

Geüchtete kommen otmals traumatisiert in Deutschland oder anderen Ländern an. Ihr größter

Wunsch: Normalität und ein selbstbestimmtes Leben. Stattdessen verbringen viele Geüchtete lange

Zeiten in Sammelunterkünten, düren nicht arbeiten und gesellschatliche Integration wird ihnen ver-

wehrt.

Forderungen nach Sachleistungen, Bezahlkarten und das “Angebot”, gemeinnützige Arbeit ohne richti-

gen Lohn bei gleichzeitigem Arbeitsverbot ür reguläre Tätigkeiten zu leisten, widerspricht der Selbst-

bestimmung und aus unserer Sicht einem menschenwürdigen Leben in einem Land, in dem man nach

traumatisierender Flucht angekommen ist. Wer will, dass Geüchtete und Asylbewerber*innen arbei-

ten, muss die Beschätigungsverbote abschaen.

Schon jetzt bieten wir den Geüchteten somit nicht das, was sie benötigen. Mit den angekündigten

Maßnahmen enternen wir uns nur noch weiter von dem, was als humanitäre Hile notwendig wäre.

Abschiebungen stoppen!

Auch die viel proklamierten Abschiebungen sind aktisch nicht durchsetzbar: Selbst wenn Rücküh-

rungsabkommenmit anderen Staaten geschlossenwerden, gelingen Abschiebungen häug nicht. Zwei

von drei Abschiebungen scheitern.

Das Sterben muss endlich ein Ende haben. Die von der Bundesregierung bereitgestellten Mittel müs-

sen endlich an Initiativen der privaten Seenotrettung ießen. Außerdem sollte die Europäische Union,

zusammenmit denMitgliedsstaatenundAnrainerstaaten, die institutionelle Seenotrettungwieder ein-

ühren.

Unsere Asylpolitik muss auch einen besonderen Fokus au den Schutz der Kinderrechte haben.

Kinder erleben in den Krisen Traumatisierung und verlieren ihre Lebensgrundlage. Mit der UN-

Kinderrechtskonvention haben sich ast alle Staaten weltweit au den Schutz von Kindern geeinigt. Aus

diesem Grund ist es mehr als wichtig dass die Mitgliedsstaaten der EU sich ür den Schutz der Kinder,

besonders au ihren Grenzen einsetzen, die internationale Vereinbarungen einhalten und die nanziel-

len Mindeststandards ür die Humanitäre Missionen ür Kinderschutz sichern (der Bedar ist weltweit

nur zu 43% gedeckt).

Die Gründe sind vielältig: Neben der Weigerung von Fluggesellschaten, gesundheitlichen Problemen

und der Gegenwehr von Betroenen, liegt es häug daran, dass sich die aunehmenden Länder der Ab-

schiebungen verweigern. “Konsequentes Abschieben” oder eine “harte Politik” lösen also keinerlei Pro-

bleme. Zusätzlich können nach deutschem Recht “nur” ca. 50.000 Menschen (weniger als zwei Prozent

der in Deutschland lebenden Geüchteten) abgeschoben werden. Selbst wenn es gelänge, alle Men-

schen, die ausreisepichtig sind, morgen abzuschieben, würde dies keine signikante Reduzierung der

Zahl Geüchteter in Deutschland mit sich bringen. Die Rhetorik von Scholz ist also populistisch - sie
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suggeriert, au komplexe Probleme eine einache Lösung zu bieten. Fälle, in welchen die drohende Ab-

schiebung bei Geüchteten dazu ührt, dass sie sich wegen Perspektivlosigkeit das eigene Leben neh-

men, sindmehrach dokumentiert. Rechtlich sichere Abschiebungenwerden auch durch Rückührungs-

abkommen kaum in größerer Zahl möglich sein. Eine signikante Reduzierung von Menschen, die sich

bei uns auhalten, wird damit nicht erreichbar sein.

Für die Betroenen ist die Abschiebung aber hochproblematisch: Immer wieder gibt es Berichte über

Selbstmorde vonMenschen, denen eine konkrete Abschiebung bevorsteht. Auch deswegen ist es abzu-

lehnen, dass die Denition von “sicheren Drittstaaten” küntig in die Entscheidungsmacht der Natio-

nalstaaten übergehen soll. Das wird zur Folge haben, dass gerade die Staaten an den EU-Außengrenzen

Probleme in den Drittstaaten ignorieren und diese als “sicher” deklarieren werden, um Asylsuchende

in die Grenzverahren zu bringen und um sie im Zweiel auch in Transitländer abschieben zu können.

Daher ordern wir: Strenge Prüungen der Anerkennung von Staaten als sichere Drittstaaten und Ent-

scheidungen darüber nur gemeinsam in der Europäischen Union.

Auch der hochgepriesene Verteilungsschlüssel innerhalb der EU läut ins Leere, wenn sich einzelneMit-

gliedsstaaten reikauen können. Durch die Ausgleichszahlung wird die Nicht-Unterbringung von Ge-

üchteten zummarktwirtschatlichen Gut innerhalb der Europäischen Union.

Menschen unabhängig von ökonomischer Verwertbarkeit respektieren

“Soziale Politik ür Dich” und Respekt bedeutet ür uns, Menschen nicht nach ihrer ökonomischen Ver-

wertbarkeit zu unterscheiden. Ola Scholz spricht in seinem Interview davon, dass wir bestimmte Fach-

kräte brauchen, während wir andere Migration ablehnen. Menschen sind mehr als ihre Qualikation,

gerade auch weil die Anerkennung ausländischer Berusabschlüsse ot nicht angemessen unktioniert.

Auch wenn wir die ökonomische Verwertung Geüchteter grundsätzlich ablehnen, möchten wir den-

nochdeutlichmachen, dassdie aktuelle Politik derGewinnungvonFachkrätenunterschiedlichsterQua-

likationen entgegensteht:

• Rechtspopulismus und remdeneindliche Politik (und Stimmung in Deutschland) wird auch von

Fachkräten im Ausland wahrgenommen. Für viele Menschen, die sich in Deutschland einbringen

wollen, wirkt dies abschreckend. Das konterkariert das Ziel, Arbeitskräte zu gewinnen.

• Vielen Menschen, die hier leben und langristig leben wollen, ist es verboten, zu arbeiten. Ihnen

wird damit die Möglichkeit der Teilhabe und Integration verwehrt. Die alsche Honung scheint

es zu sein, dass dieseMenschen dadurch schneller ausreisen. Gerade beiMenschen, die aus einem

Land kommen, das sich immer noch im Bürgerkrieg bendet, ist dies absolut unrealistisch.

• Wer Migration aus wirtschatlicher Perspektive diskutieren will, muss anerkennen: Wir brauchen

nicht nur Zuwanderung von Fachkräten. Alle Menschen, die bei uns leben und arbeiten wollen,

sollten wir als Chance sehen und ihnen Ausbildungs- und Qualizierungsmöglichkeiten anbieten.

Es gibt nicht nur einen Fachkrätemangel, sondern einen generellen Arbeitskrätemangel, es wer-

den händeringend arbeitende Hände und Köpe in allen Qualikationsstuen gesucht.

Schluss mit Rechtsruck, her mit sozialer Politik in großem Stil

Der Verteilungskamp ndet nicht zwischen einem nigerianischen Geüchteten und einer deutschen

Friseur-Auszubildenden statt, sondern zwischen den reichen 10% und den übrigen 90%:Wohnraum ist
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nicht knapp, weil Geüchtete anderen denWohnraum wegnehmen, sondern weil sich Spekulation ge-

genüber Vermietung nachwie vor durchsetzt und deshalb nachwie vor enormer Leerstand in den Kom-

munen herrscht. Sozialer Wohnungsbau scheitert an langen Planungsprozessen und an mangelnden

Investitionen durch öentliche Hand und Investoren.

GeüchteteundandereGruppen in vermeintlicher Konkurrenz zueinander zu sehenundgegeneinander

auszuspielen, verkennt die Realität der tatsächlichen Verteilungskonikte in unserer Gesellschat. Wer

den Rechtsruck in Deutschland und Europa auhalten will, muss daür sorgen, dass die existenziellen

Sorgen und die Abstiegsängste der ökonomischen Mitte adressiert werden und die Menschen spüren,

dass ein sozialdemokratischer Kanzler Soziale Politik ür sie macht.

Derart weitreichende Entscheidungen lassen wir uns nicht aus dem Kanzleramt diktieren

Die derzeitige SPD-geührte Regierung ist nicht der Verdienst vonOla Scholz, sondern das Ergebnis jah-

relanger harter Arbeit vieler Mitglieder unserer Partei. Politische Linien und politische Kommunikation

sind nicht durch das Kanzleramt vorzugeben, sondern in der Partei zu entwickeln. Wir sehen sowohl in

GEAS als auch in der Einührung von nationalen

Maßnahmen wie Bezahlkarten, verstärkten Grenzkontrollen, etc. einen undamentalen

Kurswechsel und einen deutlichen Widerspruch zu unseren Grundwerten. Derartige Entscheidungen

sind nicht in der Regierung oder im Kanzleramt zu diskutieren. Die Partei wird sich dem entgegenstel-

len und die Partei wird das nicht mittragen. Als Jusos werden wir uns dem mit allem, was wir haben,

entgegenstellen.
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